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 Clingen Niederbösa

Greußen/Grüningen

Topfstedt
WestgreußenTrebra

Wasserthaleben

Amtlicher Teil
Die nachgenannten Beschlüsse aus den öffentlichen Teilen der Stadt-
und Gemeinderatssitzungen liegen im Hauptamt zur Einsichtnahme aus.

VG Greußen

Amtliche Bekanntmachung !
Aus Gründen der Rechtssicherheit wird diese Satzung nochmals ver-
öffentlicht !

Verwaltungskostensatzung
der Verwaltungsgemeinschaft Greußen

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 21 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung
(ThürKO) vom 16. August 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung
vom 14. April 1998 (GVBl. S. 73); zuletzt geändert durch das Dritte Gesetz zur Ände-
rung der Thüringer Kommunalordnung vom 18. Juli 2000 (GVBl. S: 177); der §§ 1, 2
und 11 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) vom 07. August 1991
(GVBl. S. 285, 329), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 1998 (GVBl. S. 247;
dem Thüringer Verwaltungskostengesetzes (ThürVwKostG) in der Fassung vom 07.
August 1991 (GVBl. S. 285, 321), geändert durch das ThürPolizeirechtsändG vom 27.
November 1997 (GVBl. S 422);der §§ 67 und 68 der Personenstandsverordnung(PStV)
dem Landespersonalausweisgesetz (ThürLPAuswG) vom 09.08.1991 sowie den §§
34(1) und 35(1) des Thüringer Meldegesetzes (ThürMeldeG) und §56 des
Ordnungswidrigkeitengesetzes (OwiG) hat die Gemeinschaftsversammlung der
Verwaltungsgemeinschaft Greußen in den Sitzungen am 19.11.2001 folgende neue
Verwaltungskostensatzung zum 01.01.2002 und am 18.12.2002 die 1. Erweiterung
des Kostenverzeichnisses zur Verwaltungskostensatzung beschlossen.

Einladung
zur 7. Gemeinschaftsversammlung der VG Greußen

- öffentlich nichtöffentlich -
Datum:  11.12.2006 Uhrzeit:  19.30 Uhr
Ort:  Beratungsraum Kyffhäusersparkasse Greußen

Tagesordnung
– nichtöffentlicher Teil –
1.   Bestätigung der Niederschrift der 6. Gemeinschaftsversammlung
     – nichtöffentlicher Teil –
2. Informationen des VG Vorsitzenden
3. Sonstiges
– öffentlicher Teil –
4. Begrüßung
5. Bestätigung der Niederschrift der 6. Gemeinschaftsversammlung

- öffentlicher Teil -
6. Diskussion zum vorliegenden Entwurf des VG Haushalt 2007

und eventuelle Beschlußfassung
7.  Verschiedenes und Bürgerfragen
8.  Verabschiedung der Bürger und Gäste
9. Schlußwort

gez.: Ehrhardt/ Gemeinschaftsvorsitzender

§ 1
Gebührenpflichtige Amtshandlungen

(1) Für einzelne Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten im eigenen
Wirkungskreis, die auf  Veranlassung oder überwiegend im Interesse einzelner
vorgenommen worden sind, werden aufgrund dieser Verwaltungskostensatzung
in Verbindung mit dem jeweils gültigen Gebührenverzeichnis Verwaltungsgebühren
und Auslagen erhoben.

(2) Gebühren, die aufgrund von Gesetzen und anderer - auch kommunaler Rechts-
vorschriften - erhoben werden, namentlich Benutzungsgebühren, bleiben von die-
ser Satzung unberührt.

(3) Für Amtshandlungen im übertragenen Wirkungskreis gelten die Vorschriften des
Thüringer Verwaltungskostengesetzes.

§ 2
Gebührenfreie Amtshandlungen

(1) Gebührenfrei sind Amtshandlungen, die

1. überwiegend im öffentlichen Interesse vorgenommen werden oder
2. von einer Behörde in Ausübung der öffentlichen Gewalt veranlaßt werden, es sei

denn, daß ein Dritter die Amtshandlung mittelbar veranlaßt hat.
§ 3

Persönliche Gebührenfreiheit
(1) Von der Entrichtung von Verwaltungsgebühren sind befreit:
1. die Bundesrepublik Deutschland, die Bundesländer sowie juristische Personen

des öffentlichen Rechts, welche nach deren Haushaltsplänen für ihre Rechnung
verwaltet werden oder diesen gleichgestellt sind;

2. Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, welche die Rechts-
stellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben;

3. Landkreise, Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstige kommunale Körper-
schaften des öffentlichen Rechts;

4. Hochschulen, Studentenschaften, Forschungseinrichtungen und Studenten-wer-
ke, welche die Rechtsstellung einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent-
lichen Rechts haben, andere Einrichtungen, die wissenschaftlichen oder Unter-
richts- und Erziehungszwecken dienen und als gemeinnützig anerkannt sind;

5. freie Wohlfahrtsverbände.
(2) Anderen Ländern sowie juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die für

deren Rechnung verwaltet werden oder diesen gleichgestellt sind, kann Gebühren-
freiheit eingeräumt werden, wenn die Gegenseitigkeit gewährleistet ist.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendungen auf Gebühren:
1. für die von der Bauaufsichtsbehörde selbst vorgenommenen Prüfungen, die auf

besondere Sachverständige übertragen werden können, sofern auch die Entgel-
te für deren Leistungen geregelt sind;

2.  für Entscheidungen über die Gewährung von Förderungsmitteln und die Über-
nahme von Bürgschaften im Wohnungsbau und die Verwaltung dieser Förderungs-
mittel und Bürgschaften;

3. für die Entscheidung über
a) die Freistellung von Wohnungen nach § 7 Abs. 1 und 2 und
b) die Genehmigungen der Zweckentfremdung und der baulichen Veränderung nach

§ 12 Abs. 1 und 2 des Wohnungsbindungsgesetzes in der Fassung vom 22. Juli
1982 BGBl. I S. 972), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Mai 1990 (BGBl. I S. 934).

(4) Befreiungen und Ermäßigungen, die auf besonderen gesetzlichen Vorschriften
beruhen, bleiben unberührt.

§ 4
Gebühren in besonderen Fällen

(1) Wird ein Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit der Behörde abgelehnt, so
wird keine Gebühr erhoben.

(2) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung zurückgenommen, nachdem
mit der sachlichen Bearbeitung begonnen, die Amtshandlung aber noch nicht be-
endet ist, oder wird ein Antrag aus anderen Gründen als wegen Unzuständigkeit
abgelehnt, oder wird eine Amtshandlung zurückgenommen oder widerrufen, so
ermäßigt sich die vorgesehene Gebühr um ein Viertel.

(3) Die Stelle, welche die Gebühr festsetzt, kann die Gebühr ermäßigen oder von der
Erhebung absehen, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse
des Gebührenpflichtigen oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten erscheint.

§ 5
Kostengläubiger

Kostengläubiger ist die Verwaltungsgemeinschaft Greußen
§ 6

Kostenschuldner
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet,
1. wer die Amtshandlung veranlaßt oder zu wessen Gunsten sie vorgenommen wird,
2. wer die Kosten durch eine vor der zuständigen Behörde abgegebene oder ihr

mitgeteilte Erklärung übernommen hat,
3. wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.
(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 7
Kostenbemessung

(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem anliegenden Gebührenverzeichnis
zur Verwaltungsgebühren-Satzung, das Bestandteil dieser Satzung ist.

(2) Soweit die Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes berechnet wird, ist der
Wert zur Zeit der Beendigung der Amtshandlung maßgebend. Der Wert ist auf
Verlangen nachzuweisen. Die Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes beträgt
mindestens 0,50 Euro. Die Gebühr steigt in Stufen von je 0,25 Euro dabei werden
Centbeträge über 0,25 Euro nach oben, Centbeträge bis 0,25 Euro nach unten
auf volle 0,25 Euro abgerundet.

§ 8
Rahmengebühren

Bei Amtshandlungen, für die in dem Gebührenverzeichnis ein Rahmen festgelegt
ist, wird die Gebühr bemessen

1. nach der Bedeutung des Gegenstandes und dem wirtschaftlichen Nutzen für die
Beteiligten und

2. nach dem mit der Vornahme der Amtshandlung verbundenen Aufwand.
§ 9

Pauschgebühren
Die Gebühr für regelmäßig wiederkehrende Amtshandlungen kann auf Antrag für ei-
nen im voraus bestimmten Zeitraum, jedoch nicht für länger als ein Jahr, durch einen
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(3) Ordnungswidrig handelt auch und kann mit Geldbuße bis zu 5.000,-Euro belegt
werden, wer vorsätzlich oder leichtfertig

1. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind, oder
2. den Vorschriften einer Abgabensatzung zur Sicherung oder Erleichterung der Ab-

gabenerhebung, insbesondere zur Anmeldung oder Anzeige von Tatsachen, zur
Führung von Aufzeichnungen oder Nachweisen, zur Kennzeichnung oder Vorlegung
von Gegenständen oder zur Erhebung und Abführung kommunalen Abgaben zu-
widerhandelt

und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abgaben-
vorteile zu erlangen (Abgabegefährdung).

§ 17
Rechtsbehelf

Gegen die Erhebung von Gebühren aufgrund dieser Verwaltungskostensatzung sind
die Rechtsbehelfe nach den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung gege-
ben. Durch Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen die Heranziehung zu Gebühren
nach dieser Gebührenordnung wird die Verpflichtung zur Zahlung nicht aufgehoben.

§ 18
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt damit die bisher gültige Verwaltungskostensatzung außer Kraft.

Greußen, den 03.02.2003

Ehrhardt -Siegel-
- Gemeinschaftsvorsitzender-

Kostenverzeichnis zur Verwaltungskostensatzung
der Verwaltungsgemeinschaft Greußen

A
Allgemeine Verwaltungskosten

1. Genehmigungen, Erlaubnisse, Gestattungen, Fristverlängerungen,
Bewilligungen und andere Amtshandlungen, die dem unmittelbaren
Nutzen der Beteiligten dienen, 5, 00 Euro
soweit nicht eine andere Gebühr vorgeschrieben ist          bis 50,00  Euro

2. Abschriften, Abzüge, Vervielfältigungen, Fotokopien
a) Abschriften oder Auszüge aus Akten, öffentlichen

Verhandlungen, amtlich geführten Büchern, Statistiken,
Rechnungen u. a. für jede angefangene Seite    DINA 4 3, 00 Euro

       DINA 5 2, 00 Euro
b) Schwierige Abschriften oder Auszüge, insbesondere

bei fremdsprachigen, wissenschaftlichen, tabellarischen
oder schwer lesbaren Texten
für jede angefangene Seite DIN A 4  4,00 Euro

DINA 5  3,00 Euro
c) Zweitstücke (Duplikate) von Urkunden (Bescheid, Genehmigung,
 Erlaubnis, Zulassung u. ä.), soweit nichts anderes bestimmt ist,
1/2 der für die Amtshandlung erhobenen Gebühr, mindestens

3, 00 Euro
d) Durchschriften je angefangene Seite 1, 00 Euro
e) Druckstücke von Ortssatzungen, Gebührenordnungen, Plänen,

Hausordnungen, sonstigen kommunalen Vordrucken usw
je angefangene Seite 1, 00 Euro

f) Schriftliche Aufnahme eines Antrages oder einer Erklärung,
die von Privatpersonen zu deren Nutzen gewünscht wird,
je angefangene Seite 1, 00 Euro

g) Bei Vervielfältigungsarbeiten, die in Umdruck-, Offset- u.
ähnlichen Verfahren hergestellt werden, ist die Gebühr nach
Umfang und Schwierigkeit der Leistung sowie nach Sach-
und Zeitaufwand zu berechnen.
Das gleiche giltfür die EDV-Anlage.

h) Fotokopien DIN A 4 je Stück 1, 00 Euro
i) Fotokopien DIN A 3 je Stück 2, 00 Euro
j) Schriftliche Auskünfte je angefangene Seite 2, 00 Euro
k) Einsichtnahme in Akten, Pläne und sonstiges Schriftgut

aa) zwecks Auskunft 2, 00 Euro
bb) zur Ausfertigung von Auszügen

je angefangener Seite 2, 00 Euro
l) Bereitstellung eines Arbeitsplatzes und Überlassung von

Unterlagen zur Einsichtnahme oder Selbstherstellung
von Abschriften, Abzeichnungen, Auszügen und Plänen,
Akten, Büchern usw. je Tag (für Zwecke wissenschaftlicher
 Forschung sind nur die baren Auslagen zu erstatten) 8,00 Euro

3. Ausfertigungen, Beglaubigungen, Bescheinigungen
a) Beglaubigungen von Unterschriften oder Handzeichen 3,00 Euro
b) Erteilung einer Ausfertigung, Beglaubigung einer Abschrift

oder Fotokopie
zusätzlich zu der Gebühr nach Ziff 2 2, 00 Euro

c) Bescheinigungen einfacher Art 1, 00 Euro
d) Bescheinigungen bei besonderer Mühewaltung

und erheblichem Aufwand
je angefangene halbe Stunde 5, 00 Euro
jedoch nicht mehr als 15, 00 Euro

4. Gebühren nach Zeitaufwand werden erhoben, soweit dies in dieser Satzung be-
stimmt ist oder wenn Wartezeiten entstanden sind, die der Kosten-
schuldner zu vertreten hat. Mit den Gebühren nach Zeitaufwand ist der Zeitauf-
wand der Beschäftigten abzugelten, die an der Amtshandlung oder Verwaltungs-
tätigkeit direkt beteiligt sind Die Tätigkeit von Hilfskräften (z. B. Fahrer, Schreib-
kräfte) wird nicht gesondert berechnet. Bei Dienstreisen oder Dienstgängen wird
die auf die Fahrt entfallende Zeit nicht berücksichtigt.
Die Gebühr nach Zeitaufwand beträgt je Viertelstunde bei Einsatz zu den üblichen
Dienstzeiten für

a) Beamte des höheren Dienstes und vergleichbare
Angestellte 11, 00 Euro

b) Beamte des gehobenen Dienstes und vergleichbare
Angestellte 9, 00 Euro

c) für alle übrigen Beschäftigten 8, 00 Euro
Für Tätigkeiten außerhalb der üblichen Dienstzeiten wird ein Zuschlag von 25 % auf-
diese Gebührensätze erhoben.

Pauschbetrag abgegolten werden. Bei der Bemessung des Pauschbetrages ist der
geringere Umfang der Verwaltungsarbeit zu berücksichtigen.

§ 10
Auslagen

(1) Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme einer Amtshandlung und
sonstigen Verwaltungstätigkeiten Auslagen notwendig, die nicht bereits mit der
Gebühr abgegolten sind, so hat der Kostenschuldner sie zu erstatten; dies gilt
auch, wenn eine Gebühr nicht zu entrichten ist. Auslagen hat der Kostenschuldner
auch dann zu erstatten, wenn sie bei einer anderen am Verfahren beteiligten Be-
hörde entstanden sind; in diesen Fällen findet ein Ausgleich zwischen den Behör-
den nur statt, wenn die Auslagen im Einzelfall 25 Euro übersteigen. Als Auslagen
gelten auch Kosten, die einer am Verfahren beteiligten Behörde entstanden sind,
ohne daß sie gegenseitig ausgeglichen werden.

(2) Als Auslagen werden insbesondere erhoben:
1. Postgebühren für Zustellungen und Nachnahmen sowie für die Ladung von   Zeu-

gen und Sachverständigen; wird durch Bedienstete der Gemeinde zugestellt, so
werden die für die Zustellungen durch die Post mit Zustellungsurkunde entste-
henden Postgebühren erhoben;

2. Telegraphen-, Fernschreib- und Telefaxgebühren sowie Gebühren für Ferngesprä-
che,

3. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen,
4. Zeugen- und Sachverständigengebühren,
5. bei Dienstgeschäften entstehende Reisekosten,
6. Beträge, die anderen Behörden oder anderen Personen für ihre Tätigkeit zu zah-

len sind,
7. Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen,
8. Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Abschriften, Durchschriften, Auszü-

ge, Kosten für Fotokopien, Lichtpausen und Vervielfältigungen nach den im Kosten-
tarif vorgesehenen Sätzen

(3) Beim Verkehr mit den Behörden des Landes und beim Verkehr der Gebietskörper-
schaften (einschl. Verwaltungsgemeinschaften) im Lande untereinander werden
Auslagen nur erhoben, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 25,-Euro  übersteigen.

§ 11
Kostenentscheidung

(1) Die Kosten (Gebühren und Auslagen) werden von Amts wegen festgesetzt. Die
Entscheidung über die Kosten soll, soweit möglich, zusammen mit der
Sachentscheidung ergehen.

(2) Aus der Kostenentscheidung müssen mindestens hervorgehen:
1. die kostenerhebende Behörde,
2. der Kostenschuldner,
3. die kostenpflichtige Amtshandlung,
4. die als Gebühren und Auslagen zu zahlenden Beträge,
5. wo, wann und wie die Gebühren und die Auslagen zu zahlen sind.

(3) Die Kostenentscheidung kann mündlich ergehen; sie ist auf Antrag schriftlich zu
bestätigen. Soweit sie schriftlich ergeht oder schriftlich bestätigt wird, sind auch die
Rechtsgrundlagen für die Erhebung der Kosten sowie deren Berechnung anzugeben.

§ 12
Entstehen - Fälligkeit

(1) Die Kostenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Eingang
bei der zuständigen Behörde, im übrigen mit der Beendigung der gebührenpflich-
tigen Amtshandlung. Die Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit
der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.

(2) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den
Schuldner fällig, wenn nicht die Behörde einen späteren Zeitpunkt bestimmt.

§ 13
Zahlung - Zahlungsverzug

(1) Die Gebühren und Auslagen sind an die in der Kostenentscheidung genannten
Zahlstellen zu entrichten. Die Entgegennahme von Kosten geschieht in der Regel
unter Verwendung von Gebührenmarken, die auf die kostenpflichtigen Schriftstü-
cke aufzukleben und zu entwerten sind, sofern in Einzelfällen keine andere Form
angeordnet wird.

(2) Eine Amtshandlung, die auf Antrag vorzunehmen ist, kann von der Zahlung eines
angemessenen Vorschusses oder von einer angemessenen Sicherheitsleistung
bis zur Höhe der voraussichtlich entstehenden Kosten abhängig gemacht werden.

(3) Mit Ablauf eines Monats nach Fälligkeit kann die Verwaltungsgemeinschaft Greußen
einen Säumniszuschlag von 1 v. H. des rückständigen Betrages für jeden an-
gefangenen Monat erheben, wenn dieser 50,-Euro übersteigt.

§ 14
Stundung, Erlaß und Niederschlagung

Für die Stundung, den Erlaß, die Niederschlagung und die Herabsetzung von
Gebührenforderungen gelten gem. § 15 Abs. 1, Nr. 4, 5 und 6 ThürKAG die §§ 163
Abs. 1 (abweichende Festsetzung wegen Unbilligkeit), 222 (Stundung), 227 Abs. 1
(Erlaß) und 261 (Niederschlagung) der Abgabenordnung.

§ 15
Vollstreckung

Rückständige Gebühren, die nach dieser Gebührensatzung erhoben werden, unter-
liegen der Beitreibung im Verwaltungsvollstreckungsverfahren nach den Bestimmun-
gen des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes (ThürVwZVG)
in der Neufassung vom 27.09.1994 (GVBl. S. 1053).

§ 16
Zuwiderhandlungen

(1) Gemäß § 16 ThürKAG wird wegen Abgabenhinterziehung mit Freiheitsstrafe bis
zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer zum eigenen Vorteil oder zum Vorteil
eines anderen

1. einer Gemeinde oder einem Landkreis über Tatsachen, die für die Erhebung oder
Bemessung von Abgaben erheblich sind, unrichtige oder unvollständige Angaben
macht, oder

2.  eine Gemeinde oder einen Landkreis pflichtwidrig über abgabenrechtlich erheb-
liche Tatsachen in Unkenntnis läßt.
Der Versuch ist strafbar.

(2) Ordnungswidrig handelt gemäß § 17 ThürKAG und kann mit Geldbuße bis zu
10.000,-Euro belegt werden, wer als Abgabenpflichtiger oder bei Wahrnehmung
der Angelegenheiten eines Abgabenpflichtigen eine der im Absatz 1 bezeichne-
ten Taten leichtfertig begeht (leichtfertige Abgabeverkürzung).
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B
Besondere Verwaltungskosten

1. Haupt- und Finanzverwaltung
a) Unbedenklichkeitsbescheinigung über gezahlte

städtische Steuern und Gebühren 3, 00 Euro
b) Hundesteuermarke (falls solche zu irgend

einem Zeitpunkt eingeführt werden) 3, 00 Euro
c) Ersatz einer Hundesteuermarke (falls solche

zu irgend einem Zeitpunkt eingeführt werden) 3, 00 Euro
d) Bescheinigung über gezahlte Steuern und

Abgaben 3, 00 bis 15, 00 Euro
2. Ordnungsangelegenheiten
a) Erteilung einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung

5, 00 Euro bis 250, 00 Euro
b) Aufbewahrung von Fundsachen pro Jahr

Fundsachen im Werte bis zu 10, 00 Euro 1, 00 Euro
Fundsachen im Werte von 11, 00 bis 25, 00 Euro 2, 00 Euro
Fundsachen im Werte von 26, 00 bis 50, 00 Euro 3, 00 Euro
Fundsachen im Werte von 51, 00 Euro bis 150, 00 Euro 6%
für den Mehrwert zusätzlich höchstens 2%
bei sperrigen Fundsachen können höhere Kosten festgesetzt werden

3. Bau- und Grundstücksangelegenheiten
a) Bescheinigung über Nichtbestehen bzw. Nichtausübung

eines gesetzlichen Vorkaufsrechts für je angefangene
500, 00 Euro Grundstückwert (Kaufpreis) 1, 00 Euro
mindestens 3, 00 Euro
und höchstens              20, 00 Euro

b) Bescheinigung über Anliegerleistungen 5, 00 Euro
c) Schriftliche Auskunft über den Erschließungsstand 5, 00 Euro
d) Schriftliche Auskunft über den Wert eines Grundstückes  5,00 Euro
e) Angabefür Höhenfestsetzungen bei Bauvorhaben 25,00 Euro
f) Abnahme der Kanalanschlüsse im öffentlichen

Bereich bei Neu- und Umbauten von Wohngebäuden und
Industriebauten 35, 00 Euro

g) Angebotsvordrucke bei öffentlichen Ausschreibungen
je nach Umfang 6, 00 Euro

bis 25, 00 Euro
h) Befreiung vom Anschluß- und/oder Benutzungszwang 5, 00 Euro

bis 150, 00 Euro
i) Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung aufgrund

einer Satzung     5, 00 Euro
bis 100 Euro

k) Zustimmung zur Verlegung neuer und Änderung
bereits vorhandener Telekommunikationslinien
gemäß § 50 Abs. 3 Telekommunikationsgesetz

aa) im endausgebauten Straßenbereich je lfd.
Meter zu verlegendes Kabel   2, 00 Euro,
mindestens pro Antrag 50, 00 Euro
und höchstens pro Antrag           2.500, 00 Euro

bb) im noch nicht endausgebauten Straßenbereich und
in allen übrigen  gemeindeeigenen Flächen je lfd. Meter
zu verlegendes Kabel 1,00 Euro, mindestens
pro Antrag 25, 00 Euro
und höchstens pro Antrag           1. 250, 00 Euro

l) Erteilung eines Zeugnisses über die Genehmigungsfreiheit
der Teilung eines Grundstückes bzw. über den Eintritt der
Genehmigungsfiktion i. S. des § 20 Abs. 2 Satz 1 BauGB,
 für jedes zu teilende Grundstück 38, 00 Euro

m) Genehmigung der Teilung eines Grundstücks gemäß
§ 19 Abs. 3 BauGB,
für jedes zu teilende Grundstück 38, 00 Euro
zuzüglich für jedes abgeteilte Grundstück 23, 00 Euro

n) Versagung einer beantragten Grundstücksteilung gemäß
§ 20 Abs. 1 BauGB, für jedes Grundstück, dessen Teilung
beantragt ist 25, 00 Euro

C
Verwaltungskosten - Übertragener Wirkungskreis

1. Standesamt
I. Eheschließung
1. Prüfung Ehefähigkeit für einen Deutschen 33,00 Euro
2.  Prüfung Ehefähigkeit (Prüfung nach ausländisches Recht) 55,00 Euro
3. Aufnahme einer Niederschrift über eidesstattliche

Versicherung 17,00 Euro
4.  Nachprüfung Ehefähigkeit (bei Anmeldung bei einem

anderen Standesbeamten) 33,00 Euro
5. Eheschließung außerhalb der üblichen Öffnungszeiten 55,00 Euro
II. Ehefähigkeitszeugnis
1. Prüfung Ehefähigkeit für Deutsche 33,00 Euro
2. Prüfung Ehefähigkeit bei ausländischem Recht 55,00 Euro
3. Beschaffung Ehefähigkeitszeugnis für Ausländer 33,00 Euro
III. Personenstandsbücher
1. beglaubigte Abschrift 7,00 Euro
2. beglaubigte Abschrift aus Bücher vor 1957 8,00 Euro
3. Erteilung Geburtsschein 5,00 Euro
4. Erteilung mehrsprachige Personenstandsurkunde 7,00 Euro
5. sonstige Personenstandsurkunden 7,00 Euro
6. zweite und jede weitere Personenstandsurkunden

Hälfte der Gebühr nach Nr. 1 – 5
7. Bescheinigung über Namensänderung 7,00 Euro
8. Auskunft Personenstandsbuch 5,00 Euro
9. Suche bei unvollständigen Angaben

( je nach Aufwand)              17,00 bis 55,00 Euro
10. Eintragung internationales Stammbuch

der Familie  5,00 Euro
IV. Sonstige Aufgaben
1. Anlegen Familienbuch auf Antrag 33,00 Euro
2. Beurkundung oder Beglaubigung einer Erklärung 17,00 Euro

3. Niederschrift über Versicherung an Eides statt 17,00 Euro

2. Meldebehörde
1. Ersatz-Lohnsteuerkarte *
2. einfache Melderegisterauskunft 5,00 Euro
3. Melderegisterauskunft mit größerem  Verwaltungsaufwand 7,50 Euro
4. Melderegisterauskunft mit örtl. Ermittlung 20,00 Euro
5. Gruppenauskunft (bei manueller Ausk.) 5,00 Euro
6. Gruppenauskunft (automatisiert)

bis 200 Einwohner 250,00 Euro
bis 1000 Einwohner 1,00 Euro pro Einw.

7. Aufenthaltsbescheinigung für Standesamt 5,00 Euro
8. Beglaubigung je Seite   0,50 Euro;

 mindest 5,00 Euro
9. Beglaubigung von Unterschriften 5,00 Euro
10. Kinderausweis *
11. Personalausweis *
12. Vorläufiger Personalausweis *
13. Europaß (bis 26 Jahre) *
14. vorläufiger Reisepaß *
15. Führungszeugnis 13,00 Euro
16. Auszug aus Gewerbezentralregister 13,00 Euro
17. Verstöße gegen Thüringer Meldegesetz
 Um- und Anmeldung einer Hauptwohnung (§ 13 (1) ThürMeldeG)

Bei fahrlässigen Meldeverstößen Verzug von:
3 Monaten 10,00 Euro
4 Monaten 15,00 Euro
5 Monaten 20,00 Euro
6 Monaten 25,00 Euro
7 Monaten 30,00 Euro
8 Monaten 37,50 Euro
10 Monate Bußgeld

Bei vorsätzlichen Meldeverstößen Verzug von:
1 Monaten 10,00 Euro
2 Monaten 15,00 Euro
3 Monaten 20,00 Euro
4 Monaten 25,00 Euro
5 Monaten 30,00 Euro
6 Monaten 37,50 Euro
8 Monate Bußgeld

Um- und Anmeldung einer Nebenwohnung (§ 13 (1) ThürMeldeG)
Verzug von:
6 Monaten 5,00 Euro
9 Monaten 12,50 Euro
12 Monaten 25,00 Euro
15 Monaten 37,50 Euro

Beziehen einer Gemeinschaftsunterkunft (§§ 23 - 25) ThürMeldeG)
Verzug von:
3 Monaten 5,00 Euro
4 Monaten 10,00 Euro
5 Monaten 15,00 Euro
6 Monten 20,00 Euro
7 Monaten 25,00 Euro
8 Monaten 30,00 Euro
9 Monate 37,50 Euro

18. Verstöße gegen Thüringer Landespersonalausweisgesetz (ThürLPAuswG). Nach
§ 10 (1) ThürLPAuswG bei Nichtbeachtung ohne gültiges Dokument bzw. Mel-
dung über Verlust

Verzug von:
2 Monaten 10,00 Euro
3 Monaten 15,00 Euro
4 Monaten 20,00 Euro
5 Monaten 25,00 Euro
6 Monaten 30,00 Euro
7 Monaten 37,50 Euro

Darüber hinaus gehender Verzug wird mit einem Bußgeld belegt.
Festsetzung des Bußgeldes Bußgeld zwischen 2,50 bis 500 Euro

gem. § 17 (1) OWiG
gem. § 17 (2) OWiG Bußgeldhöhe max. 250,00 Euro (bei

fahrlässigen Handeln)
*  Betrag wird durch Bundes- oder Landesgesetzgebung noch festgelegt.
Die Aktualisierung der Verwaltungskosten der Gruppe C erfolgt immer entsprechend
der Änderungen der entsprechenden Bundes- und Landesgesetzgebung.
3. Mahnwesen
1. Öffentlich – rechtliche Forderungen

Die Mahngebühren für öffentlich-rechtliche Geldforderungen werden nach § 1Abs.
1 der Thüringer Verwaltungskostenzustellungs- und Vollstreckungsgesetz Kosten-
ordnung  ermittelt.

Privatrechtliche Forderungen
bis zu              50,00 € Mahnsumme               3,00 €
bis zu            250,00 € Mahnsumme               5,00 €
bis zu                500,00 € Mahnsumme             10,00 €
bis zu             2.500,00 € Mahnsumme             30,00 €
bis zu             5.000,00 € Mahnsumme             50,00 €

            von dem Mehrbetrag für je 500,00 €                                         5,00 €
Die unter Punkt 2 erhobenen Mahngebühren werden für öffentlich-rechtliche Geld-
forderungen außer Kraft gesetzt und haben nur für privatrechtliche Forderungen Gül-
tigkeit.

Ihre
Bürgerzeitung

der Verwaltungsgemeinschaft GREUSSEN
AAMMTTSSBBLLAATTTT

 Clingen Niederbösa

Greußen/Grüningen

Topfstedt
WestgreußenTrebra

Wasserthaleben
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Stadt Greußen/Grüningen

Amtliche Bekanntmachung!
Im Rahmen der 17. Sitzung des Hauptausschusses der Stadt
Greußen (nichtöffentlich) am 14.11.2006 wurden keine Beschlüs-
se gefaßt.

Amtliche Bekanntmachung!
Im Rahmen der 17. Sitzung des Stadtrates der Stadt Greußen am
20.11.2006 wurden folgenge Beschlüsse gefaßt:
I. öffentlicher Teil
Beschluß Nr.: 15/16/2006
über die Mitgliedschaft der Stadt Greußen in der Kommunalen Ar-
beitsgemeinschaft „Industriegroßfläche Artern/Ringleben“
Mehrheitlich entschied sich der Stadtrat gegen eine solche Mitglied-
schaft
Beschluß Nr.: 16/16/2006
über die Höhe der Dienstaufwandsentschädigung des hauptamtli-
chen Bürgermeisters der Stadt Greußen
Beschluß Nr.: 17/16/2006
Neufassung der Gebührenordnung zur Erhebung von Parkgebühren
in der Stadt Greußen
Beschluß Nr.: 18/16/2006
zur Satzung über die Benutzung der Kindertagesstätte in Greußen
Beschluß Nr.: 19/16/2006
zur Gebührenordnung für die Kindertagesstätte Greußen
II. nichtamtlicher Teil
Beschluß Nr.: 20/16/2006
zu Grundstücksangelegenheiten

Amtliche Bekanntmachung !
Aus Gründen der Rechtssicherheit wird diese Satzung
nochmals veröffentlicht !

S a t z u n g
der Stadt Greußen

über die Erhebung einmaliger Beiträge für die öffentlichen Verkehrsanlagen
(Straßenausbaubeitragssatzung)

Auf Grund des § 19 Abs. 1 der Thüringer Kommunalordnung (Thür KO) vom 16. Au-
gust 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 14. April 1998
(GVBl. S. 73) und der §§ 2 und 7 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (Thür
KAG) vom 7. August 1991 (GVBl. S. 329) in der Fassung des 5. Gesetzes zur Ände-
rung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes vom 19. Dezember 2000 (GVBl. S.
418) erlässt die Stadt Greußen folgende Satzung

§ 1
Erhebung des Beitrages

(1) Zur anteiligen Deckung des Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung und Erneuerung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plät-
zen (Erschließungsanlagen) und als Gegenleistung für die dadurch den Eigentü-
mern und Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstücke erwachsenen be-
sonderen Vorteile erhebt die Stadt Greußen Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung,
soweit nicht Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch zu erheben sind.

(2) Zu den Erschließungsanlagen i. S. des Abs. 1 gehören auch die aus tatsächlichen
oder  rechtlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege, selb-
ständigen Grünanlagen und Kinderspielplätze, sofern diese Anlagen in der Bau-
last der Stadt stehen. Für Wirtschaftswege und Anlagen, die dem Schutz von
Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) dienen ( Immissionsschutzanlagen ), kön-
nen Beiträge nur auf Grund einer besonderen Satzung erhoben werden.

§ 2
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für
1. den Erwerb und die Freilegung der für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung,

Verbesserung und Erneuerung der Erschließungsanlagen benötigten Grundflä-
chen (einschließlich der Nebenkosten),

2.  den Wert der von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen zum
Zeitpunkt der Bereitstellung (zuzüglich der Nebenkosten),

3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der
Fahrbahn,

4. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von
a) Rinnen und Bordsteinen, b) Radwegen,
c) Gehwegen, d) Beleuchtungseinrichtungen,
e) Entwässerungseinrichtungen, f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
g) Parkflächen, h) unselbständigen Grünanlagen,
i) niveaugleiche Mischflächen

(2) Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen
sind nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind als die anschließenden freien
Strecken.

(3) Nicht beitragsfähig sind die Kosten
1. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der in § 1 genannten Er-

schließungsanlagen,

Einrichtung Anrechenbare Breite Anteil der Beitragspflichtigen

Selbständige Gehwege

einschl. Beleuchtung und
Oberflächenentwässerung

3,00 m 60 %

2. für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den Schnellverkehr mit Kraft-
fahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner Brücken, Tunnels und
Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendungen ermittelt.
§ 4

Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand
(1) Kommt die Einrichtung neben den Beitragspflichtigen nicht nur unbedeutend auch

der Allgemeinheit zugute; so ist eine Eigenbeteiligung der Kommune entsprechend
vorgesehen.

(2) Überschreiten Erschließungsanlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Breiten, so
trägt die Stadt den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand allein.
Bei den Bundes-, Landes- und Kreisstraßen beziehen sich die anrechenbaren
Breiten der Fahrbahnen auf die Breite, die über die beitragsfreie Fahrbahnbreite
nach § 2 Abs. 2 hinausgeht.

(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Absatz 1 Satz 2 und die
anrechenbaren Breiten der Erschließungsanlagen werden wie folgt festgesetzt:

1. bei Straßen, die überwiegend der Erschließung der angrenzenden oder durch
private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen (Anliegerstraßen)

2. bei Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleichzeitig dem Ver-
kehr    innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstraßen nach Ziffer 3 sind.
(Haupterschließungsstraßen)

3. bei Straßen, die überwiegend dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder
dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Landes-
und Kreisstraßen (Hauptverkehrsstraßen)

(*) = Die in den Ziffern 1 bis 3 unter „I“ genannten anrechenbaren Breiten gelten in
Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten, in den sonstigen Baugebieten gelten die
unter „II“ genannten anrechenbaren Breiten.
Fehlen bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen, erhöht sich die anrechenbare
Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkst-
reifen, höchstens jedoch um je 2,50 m, falls und soweit auf der Straße eine Park-
möglichkeit geboten wird.

4. bei selbständigen Gehwegen, die der Erschließung dienen und nicht Bestandteil
einer Erschließungsanlage sind:

    Anrechenbare Breite

Teileinrichtung I (*) II (*) Anteil der Bei-

tragspflichtigen

Fahrbahn 8,50 m 5,50 m 60 %

Radweg einschl. Sicherheitsstreifen je 2,50 m je 2,50 m 60 %

Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 60 %

Gehweg je 3,00 m je 3,00 m 60 %

Beleuchtung ./. ./. 60 %

Oberflächenentwässerung ./. ./. 60 %

unselbständige Grünanlagen bzw.
Straßenbegleitgrün

je 4,00 m je 4,00 m 60 %

Niveaugleiche Mischflächen 14,00 m 14,00 m 60 %

   Anrechenbare Breite

Teileinrichtung I (*) II (*) Anteil der Bei
tragspflichtigen

Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 45 %

Radweg einschl. Sicherheitsstreifen je 2,50 m je 2,50 m 45 %

Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 45 %

Gehweg je 3,00 m je 3,00 m 45 %

Beleuchtung ./. ./. 45 %

Oberflächenentwässerung ./. ./. 45 %

unselbständige Grünanlagen bzw.
Straßenbegleitgrün

je 8,00 m je 8,00 m 45 %

Niveaugleiche Mischflächen 28,00 m 28,00 m 45%

      Anrechenbare Breite

Teileinrichtung I (*) II (*) Anteil der Bei

tragspflichtigen

Fahrbahn 8,50 m 8,50 m 25 %

Radweg einschl. Sicherheitsstreifen je 3,00 m je 3,00 m 40 %

Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 40 %

Gehweg je 3,00 m je 3,00 m 40 %

Beleuchtung ./. ./. 40 %

Oberflächenentwässerung ./. ./. 40 %

Unselbständige Grünanlagen bzw.

Straßenbegleitgrün

je 4,00 m je 4,00 m 40 %
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5. bei selbständigen Radwegen, die der Erschließung dienen und nicht Bestandteil
einer Erschließungsanlage sind:

(4) Bei den in Abs. 3 genannten Baugebieten handelt es sich um beplante wie
unbeplante Gebiete; die in Abs. 3 Ziffern 1 bis 3 angegebenen Breiten sind Durch-
schnittsbreiten.

(5) Für Fußgängergeschäftsstraßen, verkehrsberuhigte Bereiche und sonstige
Fußgängerstraßen werden die anrechenbaren Breiten und Anteile der Beitrags-
pflichtigen am Aufwand im Einzelfall durch eine gesonderte Satzung festgesetzt.

(6) Im Sinne des Absatzes 5 gelten als
1. Fußgängergeschäftsstraßen

Straßen nach Abs. 3 Ziffern 1 und 2, in denen die Frontlänge der Grundstücke mit
Ladengeschäften oder Gaststätten im Erdgeschoss überwiegt und die zugleich in
ihrer gesamten Breite dem Fußgängerverkehr dienen, auch wenn eine zeitlich
begrenzte Nutzung für den Anlieferverkehr möglich ist;

2. verkehrsberuhigte Bereiche
als Mischfläche gestaltete Anliegerstraßen, die in ihrer ganzen Breite von Fuß-
gängern benutzt werden dürfen, jedoch auch mit Kraftfahrzeugen benutzt werden
können;

3. sonstige Fußgängerstraßen
Anliegerstraßen, die in ihrer gesamten Breite von Fußgängern benutzt werden
dürfen, auch wenn eine Nutzung für den Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen mög-
lich ist.

(7) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Seite an ein
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet und mit der anderen Seite an ein sonstiges
Baugebiet und ergeben sich dabei nach Absatz 3 unterschiedliche anrechenbare
Breiten, so gilt für die gesamte Straße die größte Breite.

§ 5
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes

(1) Der nach den §§ 2 bis 4 ermittelte Aufwand wird nach Maßgabe ihrer Flächen auf
die Grundstücke verteilt, denen die Inanspruchnahmemöglichkeit der Er-
schließungsanlage besondere Vorteile vermittelt (erschlossene Grundstücke).
Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach
Art und Maß durch Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksflächen mit dem
nach Absätzen 5 bis 8 maßgeblichen Nutzungsfaktor berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des
Grundstückes im bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit Flächen erschlossener Grund-
stücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach Abs. 6 und 7. Für die übrigen Flächen - einschließlich der
im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebauungsgrenze, einer
Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB
– richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach Abs. 8.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei erschlossenen Grundstücken
a) die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit

der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen,
die Gesamtfläche des Grundstückes,

b) die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen,
die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,

c) die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstü-
cken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im
Satzungsbereich,

d) für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,
aa) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34

BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
bb) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im

Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage und einer Linie,
die in einem gleichmäßigen Abstand von 30 m (örtliche Bebauungstiefe der Stadt
Greußen) bzw. 40 m (örtliche Bebauungstiefe des Ortsteiles Grüningen) zu ihr
verläuft; bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angrenzen oder
lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind,
die Fläche zwischen der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücks-
seite und einer Linie, die einem gleichmäßigen Abstand von 30 m (örtliche
Bebauungstiefe der Stadt Greußen) bzw. 40 m (örtliche Bebauungstiefe des Orts-
teiles Grüningen) verläuft,

e) die über die sich nach Buchstabe b) oder d) lit. bb) ergebenden Grenzen hinaus
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der Erschließungsan-
lage bzw. im Fall von Buchstabe d) lit. bb) der der Erschließungsanlage zuge-
wandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Ab-
stand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht.
Bei erschlossenen Grundstücken, die

a) nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind
(z.B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,

oder
b) ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entspre-

chender  Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar
sind (landwirtschaftliche Nutzung)
ist die Gesamtfläche des Grundstückes bzw. die Fläche des Grundstückes zugrunde
zu legen, die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

(5) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche
von Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind (Abs. 3) vervielfacht
mit
a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit 1 Vollgeschoss,
b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit 2 Vollgeschossen,
c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit 3 Vollgeschossen,
d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit 4 und 5 Vollgeschossen,
e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit 6 und mehr Vollgeschossen.

(6) Für Grundstücke, die ganz oder teilweise innerhalb des Geltungsbereiches eines

Bebauungsplanes liegen, ergibt dich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der

Vollgeschosse.
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baum-

assenzahl geteilt durch 3,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausgehende
volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet werden.)

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse in
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 Abs. 3 BauNVO die höchst-
zulässige Höhe geteilt durch 2,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausge-
hende volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl
aufgerundet werden); dies gilt in gleicher Weise auch für den Fall, dass sowohl die
zulässige Gebäudehöhe als auch gleichzeitig eine Baumassenzahl festgesetzt ist.

d) Dürfen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden, gilt die Zahl von einem
Vollgeschoss je Nutzungsebene.

e) Ist gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt, gilt die Zahl
von einem Vollgeschoss.

f) Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse vorhanden
oder zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die
zulässige Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten
wird.

(7) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder
für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baum-
assenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Voll-
geschosse:

a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Voll-
geschosse,

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl, der auf den Grund-
stücken der näheren Umgebung überwiegend vorhanden Vollgeschosse,

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhan-
den sind, wird je Nutzungsebene ein Vollgeschoss zugrunde gelegt,

d) bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich
oder industriell genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.

(8) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die
1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich

oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhö-
fe, Sport-plätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammen-
hang bebauten Ortsteiles so genutzt werden

0,5

2. im Außenbereich liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in einem
Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche Nut-
zung), wenn

a) sie ohne Bebauung sind, bei
aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen

0,0167
bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland

0,0333
cc) gewerbliche Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.)

1,0
b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise ge-

nutzt werden (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten, Cam-
pingplätze ohne Bebauung)

0,5
c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder landwirtschaftliche

Nebengebäude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die sich
rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächen-
zahl 0,2 ergibt

1,0
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a),

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine Teil-
fläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch
die Grundflächenzahl 0,2 ergibt

1,0
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. b),

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch
aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 er-
gibt 1,3
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a),

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB
liegen, für die von der Satzung erfassten Teilflächen

aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebetrieben dienen,
1,3

mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss
entsprechend der Staffelung nach Abs. 5,

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung mit 1,0
Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss
entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a).

(9) Vollgeschosse sind Geschosse i. S. des § 2 Abs. 5 ThürBO. Abweichend hiervon
zählen bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungs-
planes als Vollgeschosse alle Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr
als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei
Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,00 m haben. Satz 2
gilt auch für Grundstücke in Gebieten, in denen der Bebauungsplan keine Fest-
setzungen nach § 5 Abs. 6 Buchstabe a) bis c) enthält. Ist die Zahl der Vollgeschosse
wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht feststellbar, so werden bei ge-
werblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei
allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangene 2,00 m
Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss berechnet. Kirchgebäude
werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt.

(10) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die im Abs.
5 festgesetzten Faktoren um 0,3 erhöht:

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und

Einrichtung Anrechenbare Breite Anteil der Beitragspflichtigen

Selbständige Radwege

einschl. Beleuchtung und

Oberflächenentwässerung

3,00 m 60 %
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Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren und
großflächige Handelsbetriebe, Messen, Ausstellungen und Kongresse,

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan
eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder
zulässig ist,

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten
Gebieten, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzt werden (so
z.B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schul-
gebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen überwiegt.
Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor,
gilt die tatsächlich so genutzte Fläche als Geschossfläche.

(11) Grundstücke an zwei oder mehreren Erschließungsanlagen im Sinne dieser Sat-
zung werden für jede Anlage mit der Maßgabe herausgezogen, dass bei der Be-
rechnung des Beitrages nach den vorstehenden Absätzen die sich ergebenden
Beträge jeweils um ein Drittel gekürzt werden.

(12) Die Ermäßigung für mehrfach erschlossene Grundstücke (Abs. 11) gilt nicht für
die in Abs. 10 Buchstabe a) bis c) bezeichneten Grundstücke.

§ 6
Abschnittsbildung, Erschließungseinheit und Abrechnungsgebiet

(1) Für selbständig benutzbare Abschnitte einer Erschließungsanlage kann der Auf-
wand getrennt ermittelt und abgerechnet werden (Abschnittsbildung). Erstreckt
sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenabschnitte, für die sich
nach § 4 Abs. 2 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche An-
teile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenabschnitte gesondert
abzurechnen.

(2) Für mehrere Erschließungsanlagen, die für die Erschließung der Grundstücke
eine Einheit bilden, kann der Aufwand insgesamt ermittelt werden (Erschließungs-
einheit).

(3) Die von einer Erschließungsanlage, einem Abschnitt oder einer Erschließungs-
einheit erschlossenen Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet.

§ 7
Kostenspaltung

Der Beitrag kann für
1. die Fahrbahn 5. die Beleuchtung
2. die Radwege 6. die Oberflächenentwässerung
3. die Gehwege 7. die unselbständigen Grünanlagen
4. die Parkflächen 8. die niveaugleichen Mischflächen
gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

§ 8
Vorauszahlungen und Ablösung

(1) Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die Stadt
Vorauszahlungen bis zur Höhe der voraussichtlichen Beitragsschuld erheben.

(2) Der Straßenausbaubeitrag kann vor Entstehung der Beitragspflicht durch Vertrag
abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen
Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Straßenausbaubeitrages.

§ 9
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentü-
mer des Grundstückes, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines dinglichen
Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuch ist. Mehrere Eigentümer eines Grundstückes haften als
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-
und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentum beitragspflichtig.

§ 10
Fälligkeit

(1) Die Beitragsschuld entsteht, wenn die Baumaßnahme tatsächlich beendet ist. Im
Falle der Kostenspaltung (§7) entsteht die Beitragsschuld mit der tatsächlichen
Beendigung der  Teilmaßnahme, bei der Bildung von Erschließungseinheiten (§6
Abs. 2) mit der Beendigung der Maßnahmen an den die Erschließungseinheit bilden-
den Straßen.

(2) Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.
§ 11

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Sie findet Anwendung auch auf Baumaßnahmen, durch die Erschließungsanlagen
nach Inkrafttreten des Kommunalabgabengesetzes, aber vor Inkrafttreten dieser Sat-
zung hergestellt, angeschafft, erweitert, verbessert oder erneuert worden sind.

Greußen, den 18.02.02
Steinmetz/ Bürgermeister

Stadt Clingen

Amtliche Bekanntmachung!
Im Rahmen der 26. Stadtratssitzung der Stadt Clingen am
09.11.2006 wurden folgende Beschlüsse gefaßt:
I. öffentlicher Teil - keine Beschlüsse
II. nichtöffentlicher Teil
Beschluß Nr.: 52/26/06
zur Stundung von Straßenausbaubeiträgen

Ihre
Bürgerzeitung

der Verwaltungsgemeinschaft GREUSSEN
AAMMTTSSBBLLAATTTT

 Clingen Niederbösa

Greußen/Grüningen

Topfstedt
WestgreußenTrebra

Wasserthaleben

Amtliche Bekanntmachung !

Aus Gründen der Rechtssicherheit wird diese Satzung
nochmals veröffentlicht

S a t z u n g
der Stadt Clingen

über die Erhebung einmaliger Beiträge für die öffentliche Verkehrs-
anlagen (Straßenausbaubeitragssatzung)

Auf Grund des § 19 Abs. 1 der Thüringer Kommunalordnung (Thür KO) vom 16. Au-
gust 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 14. April 1998
(GVBl. S. 73) und der §§ 2 und 7 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (Thür
KAG) vom 7. August 1991 (GVBl. S. 329) in der Fassung des 5. Gesetzes zur Ände-
rung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes vom 19. Dezember 2000 (GVBl. S.
418) erlässt die Stadt Clingen folgende Satzung

§ 1
Erhebung des Beitrages

(1) Zur anteiligen Deckung des Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung und Erneuerung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plät-
zen (Erschließungsanlagen) und als Gegenleistung für die dadurch den Eigen-
tümern und Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstücke erwachsenen
besonderen Vorteile erhebt die Stadt Clingen Beiträge nach Maßgabe dieser Sat-
zung, soweit nicht Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch zu erheben
sind.

(2) Zu den Erschließungsanlagen i. S. des Abs. 1 gehören auch die aus tatsächlichen
oder rechtlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege, selb-
ständigen Grünanlagen und Kinderspielplätze, sofern diese Anlagen in der Bau-
last der Stadt stehen. Für Wirtschaftswege und Anlagen, die dem Schutz von
Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) dienen ( Immissionsschutzanlagen ), kön-
nen Beiträge nur auf Grund einer besonderen Satzung erhoben werden.

§ 2
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für
1. den Erwerb und die Freilegung der für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung,

Verbesserung und Erneuerung der Erschließungsanlagen benötigten Grundflä-
chen (einschließlich der Nebenkosten),

2. den Wert der von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen zum
Zeitpunkt der Bereitstellung (zuzüglich der Nebenkosten),

3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der
Fahrbahn,

4. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von
a) Rinnen und Bordsteinen,  f)  Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
b) Radwegen, g)  Parkflächen,
c) Gehwegen, h)  unselbständigen Grünanlagen,
d) Beleuchtungseinrichtungen,  i)  niveaugleiche Mischflächen
e) Entwässerungseinrichtungen,
(2) Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen

sind nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind als die anschließenden freien
Strecken.

(3) Nicht beitragsfähig sind die Kosten
1. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der in § 1 genannten Er-

schließungsanlagen,
2. für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den Schnellverkehr mit Kraft-

fahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner Brücken, Tunnels und
Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendungen ermittelt.
§ 4

Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand
(1) Kommt die Einrichtung neben den Beitragspflichtigen nicht nur unbedeutend auch

der Allgemeinheit zugute; so ist eine Eigenbeteiligung der Kommune entsprechend
vorgesehen.

(2) Überschreiten Erschließungsanlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Breiten, so
trägt die Stadt den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand allein.
Bei den Bundes-, Landes- und Kreisstraßen beziehen sich die anrechenbaren
Breiten der Fahrbahnen auf die Breite, die über die beitragsfreie Fahrbahnbreite
nach § 2 Abs. 2 hinausgeht.

(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Absatz 1 Satz 2 und die
anrechenbaren Breiten der Erschließungsanlagen werden wie folgt festgesetzt:

1 .bei Straßen, die überwiegend der Erschließung der angrenzenden oder durch
private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen (Anliegerstraßen)

    Anrechenbare Breite
Teileinrichtung I (*) II (*) Anteil der Bei-

tragspflichtigen
Fahrbahn 8,50 m 5,50 m 75 %
Radweg einschl. Sicherheitsstreifen je 2,50 m je 2,50 m 75 %
Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 75 %
Gehweg je 3,00 m je 3,00 m 75 %
Beleuchtung und
Oberflächenentwässerung

./. ./. 75 %

unselbständige Grünanlagen bzw.
Straßenbegleitgrün

je 8,00 m je 8,00 m 75 %

Niveaugleiche Mischflächen 14,00 m 14,00 m 75 %
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2. bei Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleichzeitig dem Ver-
kehr    innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstraßen nach Ziffer 3 sind.
(Haupterschließungsstraßen)

3. bei Straßen, die überwiegend dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder
dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Landes-
und  Kreisstraßen (Hauptverkehrsstraßen)

(*) = Die in den Ziffern 1 bis 3 unter „I“ genannten anrechenbaren Breiten gelten in
Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten, in den sonstigen Baugebieten gelten die
unter „II“ genannten anrechenbaren Breiten.
Fehlen bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen, erhöht sich die anrechenbare
Breite
der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkstreifen,
höchstens jedoch um je 2,50 m, falls und soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit
geboten wird.

4.  bei selbständigen Gehwegen, die der Erschließung dienen und nicht Bestandteil
einer Erschließungsanlage sind:

5. bei selbständigen Radwegen, die der Erschließung dienen und nicht Bestandteil
einer Erschließungsanlage sind:

(4) Bei den in Abs. 3 genannten Baugebieten handelt es sich um beplante wie
unbeplante Gebiete; die in Abs. 3 Ziffern 1 bis 3 angegebenen Breiten sind Durch-
schnittsbreiten.

(5) Für Fußgängergeschäftsstraßen, verkehrsberuhigte Bereiche und sonstige
Fußgängerstraßen werden die anrechenbaren Breiten und Anteile der Beitrags-
pflichtigen am Aufwand im Einzelfall durch eine gesonderte Satzung festgesetzt.

(6) Im Sinne des Absatzes 5 gelten als
1.   Fußgängergeschäftsstraßen

Straßen nach Abs. 3 Ziffern 1 und 2, in denen die Frontlänge der Grundstücke mit
Ladengeschäften oder Gaststätten im Erdgeschoss überwiegt und die zugleich in
ihrer gesamten Breite dem Fußgängerverkehr dienen, auch wenn eine zeitlich
begrenzte Nutzung für den Anlieferverkehr möglich ist;

2.   verkehrsberuhigte Bereiche
als Mischfläche gestaltete Anliegerstraßen, die in ihrer ganzen Breite von Fuß-
gängern benutzt werden dürfen, jedoch auch mit Kraftfahrzeugen benutzt werden
können;

3.   sonstige Fußgängerstraßen
Anliegerstraßen, die in ihrer gesamten Breite von Fußgängern benutzt werden dürfen,
auch wenn eine Nutzung für den Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist.

(7) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Seite an ein
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet und mit der anderen Seite an ein sonstiges
Baugebiet undergeben sich dabei nach Absatz 3 unterschiedliche anrechenbare
Breiten, so gilt für die gesamte Straße die größte Breite.

(8) Für Erschließungsanlagen, die in den Absätzen 3 und 5 nicht erfasst sind oder bei
denen die festgesetzten anrechenbaren Breiten oder Anteile der Beitragspflichti-
gen offensichtlich nicht zutreffen, werden durch eine gesonderte Satzung im Ein-
zelfall die anrechenbaren Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen festgesetzt.

§ 5
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes

(1) Der nach den §§ 2 bis 4 ermittelte Aufwand wird nach Maßgabe ihrer Flächen auf
die Grundstücke verteilt, denen die Inanspruchnahmemöglichkeit der Er-

schließungsanlage besondere Vorteile vermittelt (erschlossene Grundstücke).
Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach
Art und Maß durch Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksflächen mit dem
nach Absätzen 5 bis 8 maßgeblichen Nutzungsfaktor berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des
Grundstückes im bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit Flächen erschlossener Grund-
stücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach Abs. 6 und 7. Für die übrigen Flächen - einschließlich der
im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebauungsgrenze, einer
Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB
– richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach Abs. 8.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei erschlossenen Grundstücken
a) die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit

der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen,
die Gesamtfläche des Grundstückes,

b) die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen,
die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,

c) die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstü-
cken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im
Satzungsbereich,

d) für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,
aa) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34

BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
bb) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im

Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage und einer Linie,
die in einem gleichmäßigen Abstand von 32 m zu ihr verläuft; bei Grundstücken,
die nicht an die Erschließungsanlage angrenzen oder lediglich durch einen zum
Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die einem
gleichmäßigen Abstand von 32 m verläuft,

e) die über die sich nach Buchstabe b) oder d) lit. bb) ergebenden Grenzen hinaus
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der Erschließungsan-
lage bzw. im Fall von Buchstabe d) lit. bb) der der Erschließungsanlage zuge-
wandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Ab-
stand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht.

(4) Bei erschlossenen Grundstücken, die
a) nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind

(z.B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,

oder
b) ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entspre-

chender  Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar
sind (landwirtschaftliche Nutzung)
ist die Gesamtfläche des Grundstückes bzw. die Fläche des Grundstückes zugrunde
zu legen, die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

(5) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche
von Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind (Abs. 3) vervielfacht
mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit 1 Vollgeschoss,
b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit 2 Vollgeschossen,
c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit 3 Vollgeschossen,
d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit 4 und 5 Vollgeschossen,
e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit 6 und mehr Vollgeschossen.
(6) Für Grundstücke, die ganz oder teilweise innerhalb des Geltungsbereiches eines

Bebauungsplanes liegen, ergibt dich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Voll-

geschosse.
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baum-

assenzahl geteilt durch 3,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausgehende
volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet werden.)

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse in
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 Abs. 3 BauNVO die höchst-
zulässige Höhe geteilt durch 2,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausge-
hende volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl
aufgerundet werden); dies gilt in gleicher Weise auch für den Fall, dass sowohl die
zulässige Gebäudehöhe als auch gleichzeitig eine Baumassenzahl festgesetzt
ist.

d) Dürfen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden, gilt die Zahl von einem
Vollgeschoss je Nutzungsebene.

e) Ist gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt, gilt die Zahl
von einem Vollgeschoss.

f) Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse vorhanden
oder zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die
zulässige Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten
wird.

(7) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder
für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baum-
assenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Voll-
geschosse:

a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Voll-
geschosse,

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl, der auf den Grund-
stücken der näheren Umgebung überwiegend vorhanden Vollgeschosse,

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhan-
den sind, wird je Nutzungsebene ein Vollgeschoss zugrunde gelegt,

d) bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich
oder industriell genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.

(8) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken,
die

1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich
oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhö-
fe, Sport-plätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammen-
hang bebauten Ortsteiles so genutzt werden

0,5

Einrichtung Anrechenbare Breite Anteil der Beitragspflichtigen

Selbständige Gehwege

einschl. Beleuchtung und
Oberflächenentwässerung

3,00 m 60 %

Einrichtung Anrechenbare Breite Anteil der Beitragspflichtigen

Selbständige Radwege

einschl. Beleuchtung und

Oberflächenentwässerung

3,00 m 60 %

   Anrechenbare Breite
Teileinrichtung I (*) II (*) Anteil der Bei

tragspflichtigen
Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 50 %
Radweg einschl. Sicherheitsstreifen je 2,50 m je 2,50 m 50 %
Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 50 %
Gehweg je 3,00 m je 3,00 m 50 %
Beleuchtung ./. ./. 60 %

Oberflächenentwässerung ./. ./. 50%
unselbständige Grünanlagen bzw.
Straßenbegleitgrün

je 8,00 m je 8,00 m 60 %

Niveaugleiche Mischflächen 14,00 m 14,00 m 50%

      Anrechenbare Breite
Teileinrichtung I (*) II (*) Anteil der Bei

tragspflichtigen
Fahrbahn 8,50 m 8,50 m 25 %
Radweg einschl. Sicherheitsstreifen je 2,50 m je 2,50 m 60 %
Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 60 %
Gehweg je 3,00 m je 3,00 m 60 %

Beleuchtung ./. ./. 40 %

Oberflächenentwässerung ./. ./. 25 %

Unselbständige Grünanlagen bzw.
Straßenbegleitgrün

je 4,00 m je 4,00 m 60 %
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2. im Außenbereich liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in einem
Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche Nut-
zung), wenn

a) sie ohne Bebauung sind, bei
aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen

0,0167
bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland 0,0333
cc) gewerbliche Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.) 1,0
b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise ge-

nutzt werden (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten, Camping-
plätze ohne Bebauung)  0,5

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder landwirtschaftliche
Nebengebäude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die sich
rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächen-
zahl 0,2 ergibt 1,0
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a),

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine Teil-
fläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch
die Grundflächenzahl 0,2 ergibt  1,0
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. b),

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerischaus
der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt

1,3
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a),

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB
liegen, für die von der Satzung erfassten Teilflächen

aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebetrieben dienen,
1,3

mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5,

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung mit
1,0

Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss
entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a).

 (9) Vollgeschosse sind Geschosse i. S. des § 2 Abs. 5 ThürBO. Abweichend hiervon
zählen bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungs-
planes als Vollgeschosse alle Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr
als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei
Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,00 m haben. Satz 2
gilt auch für Grundstücke in Gebieten, in denen der Bebauungsplan keine Fest-
setzungen nach § 5 Abs. 6 Buchstabe a) bis c) enthält. Ist die Zahl der Vollgeschosse
wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht feststellbar, so werden bei ge-
werblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei
allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangene 2,00 m
Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss berechnet. Kirchgebäude
werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt.

(10) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die im Abs.
5 festgesetzten Faktoren um 0,3 erhöht:

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und
Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren und
großflächige Handelsbetriebe, Messen, Ausstellungen und Kongresse,

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan
eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder
zulässig ist,

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten
Gebieten, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzt werden (so
z.B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schul-
gebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen überwiegt.
Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor,
gilt die tatsächlich so genutzte Fläche als Geschossfläche.

(11) Grundstücke an zwei oder mehreren Erschließungsanlagen im Sinne dieser Sat-
zung werden für jede Anlage mit der Maßgabe herausgezogen, dass bei der Be-
rechnung des Beitrages nach den vorstehenden Absätzen die sich ergebenden
Beträge jeweils um ein Drittel gekürzt werden.

(12) Die Ermäßigung für mehrfach erschlossene Grundstücke (Abs. 11) gilt nicht für
die in Abs. 10 Buchstabe a) bis c) bezeichneten Grundstücke.

§ 6
Abschnittsbildung, Erschließungseinheit und Abrechnungsgebiet

(1) Für selbständig benutzbare Abschnitte einer Erschließungsanlage kann der Auf-
wand getrennt ermittelt und abgerechnet werden (Abschnittsbildung). Erstreckt
sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenabschnitte, für die sich
nach § 4 Abs. 2 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche An-
teile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenabschnitte gesondert
abzurechnen.

(2) Für mehrere Erschließungsanlagen, die für die Erschließung der Grundstücke
eine Einheit bilden, kann der Aufwand insgesamt ermittelt werden (Erschließungs-
einheit).

(3) Die von einer Erschließungsanlage, einem Abschnitt oder einer Erschließungs-
einheit erschlossenen Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet.

§ 7
Kostenspaltung

Der Beitrag kann für
1. die Fahrbahn 5. die Beleuchtung
2. die Radwege 6. die Oberflächenentwässerung
3. die Gehwege 7. die unselbständigen Grünanlagen
4. die Parkflächen 8. die niveaugleichen Mischflächen

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.
§ 8

Vorauszahlungen und Ablösung
(1) Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die Stadt

Vorauszahlungen bis zur Höhe der voraussichtlichen Beitragsschuld erheben.
(2) Der Straßenausbaubeitrag kann vor Entstehung der Beitragspflicht durch Vertrag

abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen
Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Straßenausbaubeitrages.

§ 9
Beitragspflichtige

(1)  Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentü-
mer des Grundstückes, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines dinglichen
Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuch ist. Mehrere Eigentümer eines Grundstückes haften als
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-
und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentum beitragspflichtig.

§ 10
Fälligkeit

(1) Die Beitragsschuld entsteht, wenn die Baumaßnahme tatsächlich beendet ist. Im
Falle der Kostenspaltung (§7) entsteht die Beitragsschuld mit der tatsächlichen
Beendigung der  Teilmaßnahme, bei der Bildung von Erschließungseinheiten (§6 Abs.

2) mit der Beendigung der Maßnahmen an den die Erschließungseinheit bildenden
Straßen.

(2) Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.
§ 11

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Sie findet Anwendung auch auf Baumaßnahmen, durch die Erschließungsanlagen
nach Inkrafttreten des Kommunalabgabengesetzes, aber vor Inkrafttreten dieser Sat-
zung hergestellt, angeschafft, erweitert, verbessert oder erneuert worden sind.

Clingen, den 26.11.2001
Specht/ Bürgermeisterin

Gemeinde Topfstedt

Amtliche Bekanntmachung!
Im Rahmen der 19. Gemeinderatssitzung der Gemeinde Topfstedt
am 16.11.2006 (öffentlich - nichtöffentlich) wurden keine Beschlüs-
se gefaßt. gez.: Halecker/Bürgermeister

Amtliche Bekanntmachung !

Aus Gründen der Rechtssicherheit wird diese Satzung nochmals ver-
öffentlicht !

Satzung der Gemeinde Topfstedt zur Erhebung einer
Hundesteuer

Aufgrund des § 5 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes hat die Gemein-
devertretung der Gemeinde Topfstedt folgende Satzung am 22.06.1993 sowie
auf der Grundlage der §§ 22 und 47 der Thüringer Kommunalordnung vom
16.08.1993 (GVBl. S. 501), zuletzt geändert durch das Dritte Gesetz zur Ände-
rung der Thüringer Kommunalordnung vom 18. Juli 2000 (GVBl. S. 177) der Ge-
meinderat der Gemeinde Topfstedt in seiner Sitzung am 20.09.2001 die 1. Ände-
rung dieser Satzung zum 01.01.2002 beschlossen:

§ 1
Steuertatbestand

(1) Das Halten eines vier Monate alten Hundes im Gemeindegebiet unterliegt einer
gemeindlichen Jahresaufwandssteuer nach Maßgabe dieser Satzung. Maßge-
bend ist das Kalenderjahr.

(2) Kann das Alter eines Hundes nicht nachgewiesen werden, so ist davon auszuge-
hen, daß der Hund älter als vier Monate ist.

§ 2
Steuerfreiheit

Steuerfrei ist das Halten:
1. Von Hunden die ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben eingesetzt wer-

den.
2. Von Hunden des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeiter-Samariterbundes, des

Malteser-Hilfsdienstes, der Johanniter-Unfallhilfe, des Technischen Hilfswerkes,
die ausschließlich der Durchführung der diesen Organisationen obliegenden Auf-
gaben dienen.

3.  Von Hunden, die für Blinde, Taube, Schwerhörige oder völlig Hilflose unentbehr-
lich sind.

4. Von Hunden, die zur Bewachung von Herden notwendig sind.
5. Von Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierasylen oder

ähnlichen Einrichtungen untergebracht sind.
6.  Von Hunden die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfungen bestanden ha-

ben und als Rettungshunde für den Zivilschutz, den Katastrophenschutz oder den
Rettungsdienst zur Verfügung stehen.

7. Von Hunden in Tierheimen.
8.  Von Hunden, deren Besitzer in einem eingetragenen Hundesportverein mit aner-

kannter Gemeinnützigkeit Mitglied sind und von diesen im regelmäßigen Sport-
betrieb ausgebildet werden.

9. Von Hunden, die von Forstbediensteten, Berufsjägern oder Inhabern eines Jagd-
scheines ausschließlich oder überwiegend zur Ausübung der Jagd oder des Jagd-
oder Forstschutzes gehalten werden.

§ 3
Steuerschuldner, Haftung

(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. Halter ist, wer einen Hund im eigenen
Interesse oder im Interesse seiner Haushalts- oder Betriebsangehörigen aufge-
nommen hat. Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwah-
rung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält. Alle in einem Haus-
halt oder einem Betrieb aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern ge-
meinsam gehalten.
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(2) Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind sie
Gesamtschuldner.

(3) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des Hundes für die Steuer.
§ 4

Wegfall der Steuerpflicht, Anrechnung

(1) Die Steuerpflicht entfällt, wenn ihre Voraussetzung nur in weniger als drei aufein-
anderfolgenden Kalendermonaten erfüllt wird.

(2) Tritt an die Stelle eines verendeten oder getöteten  Hundes für den Steuerpflicht
besteht, bei dem selben Halter ein anderer Hund, so besteht für das laufende
Steuerjahr keine neue Steuerpflicht.

(3) Wurde das Halten eines Hundes für das Steuerjahr oder für einen Teil des Steuer-
jahres bereits in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik besteuert, so ist
die erhobene Steuer anzurechnen, die für das Steuerjahr nach dieser Satzung zu
zahlen ist. Mehrbeträge werden nicht erstattet.

§ 5
Steuermaßstab und Steuersatz

Die Steuer beträgt:
- für den ersten Hund 25,00 Euro/Jahr
- für den zweiten Hund 50,00 Euro/Jahr
- für jeden weiteren Hund 50,00 Euro/Jahr
Hunde für die eine Steuerbefreiung nach § 2 gewährt wird, sind bei der Berechnung
der Anzahl der Hunde nicht anzusetzen.
Hunde, für die die Steuer nach § 6 ermäßigt wird, gelten als erste Hunde.

§ 6
Steuerermäßigung

Die Steuer ist um die Hälfte ermäßigt für Hunde, die in Einöden gehalten werden. Als
Einöde gilt ein Anwesen, dessen Wohngebäude mehr als 100 Meter von jedem ande-
ren Wohngrundstück entfernt ist.

§ 7
Züchtersteuer

(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse
im zuchtfähigen Alter, darunter eine Hündin zum Zuchtzwecke halten, wird die
Steuer für Hunde dieser Rasse in der Form der Züchtersteuer erhoben. § 2 Nr. 7
bleibt unberührt.

(2) Die Züchtersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die
Hälfte des Steuersatzes nach § 5. § 5 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 8
Allgemeine Bestimmungen für die Steuerbefreiung und Steuerermäßigung

(Steuervergünstigung)
(1) Maßgebend für die Steuervergünstigung sind die Verhältnisse zu Beginn des Jah-

res. Beginnt die Hundehaltung erst im Laufe des Jahres; so ist dieser Zeitpunkt
entscheidend.

(2) Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn die Hunde für
den angegebenen Verwendungszweck geeignet sind.

(3) In den Fällen des § 6 kann jeder Ermäßigungsgrund nur für jeweils einen Hund
des Steuerpflichtigen beansprucht werden.

§ 9
Entstehen der Steuerpflicht

Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des Jahres oder während des Jahres an dem
Tag, an dem der Steuertatbestand verwirklicht wird.

§ 10
Fälligkeit der Steuer

(1) Die Steuer wird jährlich am 15.05. fällig. Entsteht oder endet die Steuerpflicht im
Laufe eines Jahres, so ist der Betrag anteilmäßig auf volle Monate gerechnet zu
kürzen oder die bereits gezahlte Steuer anteilmäßig zu erstatten.

(2) Bei verspäteter Abmeldung ist der Tag der Abmeldung für die Beendigung der
Steuerpflicht maßgebend, sofern der Abgang des Hundes nicht einwandfrei nach-
gewiesen wird.

§ 11
Anzeigepflichten

(1) Wer einen vier Monate alten Hund anschafft oder mit einem solchen Hund zuzieht,
hat ihn unverzüglich bei der Gemeinde anzumelden. Neugeborene Hunde gelten
mit Ablauf des vierten Monats nach der Geburt als angeschafft. Zur Kennzeich-
nung eines jeden angemeldeten Hundes kann die Gemeinde ein Hunde-
kennzeichen ausgeben.

(2) Der steuerpflichtige Hundehalter ( § 3 ) hat den Hund unverzüglich bei der Ge-
meinde abzumelden, wenn er ihn veräußert oder sonst abgeschafft hat, wenn der
Hund abhanden gekommen oder eingegangen ist oder der Halter aus der Ge-
meinde weggezogen ist. Mit der Abmeldung ist das Hundezeichen, wenn ein Sol-
ches ausgegeben wurde, an die Gemeinde zurückzugeben.

§ 12
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft.

Topfstedt, den 12.11.2001
Halecker/ Bürgermeister - Siegel -

Gemeinde Wasserthaleben

Amtliche Bekanntmachung!
Im Rahmen der 18. Gemeinderatssitzung der Gemeinde
Wasserthaleben (öffentlich- nichtöffentlich) am 16.11.2006 wurden
folgende Beschlüsse gefaßt:
I. öffentlicher Teil
- keine Beschlüsse
II. nichtöffentlicher Teil
Beschluß Nr.: 29/18/06
zu Grundstücksangelegenheiten

Einladung
zur 19. Gemeinderatssitzung der Gemeinde Wasserthaleben

- öffentlich - nichtöffentlich -
Datum:   21.12.2006 Uhrzeit:   19.30 Uhr
Ort:  Sitzungsraum der Gemeindeverwaltung

Eine nachmalige Veröffentlichung der Einladung nebst Tagesord-
nung erfolgt in der nächsten Ausgabe des Amtsblattes.

gez.: Dießl/ Bürgermeister

Amtliche Bekanntmachung !
Aus Gründen der Rechtssicherheit wird diese Satzung

nochmals veröffentlicht
S a t z u n g

der Gemeinde Wasserthaleben
über die Erhebung einmaliger Beiträge für die öffentliche Verkehrs-

anlagen (Straßenausbaubeitragssatzung)
Auf Grund des § 19 Abs. 1 der Thüringer Kommunalordnung (Thür KO) vom 16. Au-
gust 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 14. April 1998
(GVBl. S. 73) und der §§ 2 und 7 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (Thür
KAG) vom 7. August 1991 (GVBl. S. 329) in der Fassung des 5. Gesetzes zur Ände-
rung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes vom 19. Dezember 2000 (GVBl. S.
418) erlässt die Gemeinde Wasserthaleben folgende Satzung

§ 1
Erhebung des Beitrages

(1) Zur anteiligen Deckung des Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung und Erneuerung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plät-
zen (Erschließungsanlagen) und als Gegenleistung für die dadurch den Eigen-
tümern und Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstücke erwachsenen be-
sonderen Vorteile erhebt die Stadt Clingen Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung,
soweit nicht Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch zu erheben sind.

(2) Zu den Erschließungsanlagen i. S. des Abs. 1 gehören auch die aus tatsächlichen
oder rechtlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege, selb-
ständigen Grünanlagen und Kinderspielplätze, sofern diese Anlagen in der Bau-
last der Stadt stehen. Für Wirtschaftswege und Anlagen, die dem Schutz von
Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) dienen ( Immissionsschutzanlagen ), kön-
nen Beiträge nur auf Grund einer besonderen Satzung erhoben werden.

§ 2
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für
1. den Erwerb und die Freilegung der für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung,

Verbesserung und Erneuerung der Erschließungsanlagen benötigten Grundflä-
chen (einschließlich der Nebenkosten),

2. den Wert der von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen zum
Zeitpunkt der Bereitstellung (zuzüglich der Nebenkosten),

3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der
Fahrbahn,

4. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von
a) Rinnen und Bordsteinen, f) Böschungen, Schutz- und Stützmauern,
b) Radwegen, g) Parkflächen,
c) Gehwegen, h) unselbständigen Grünanlagen,
d) Beleuchtungseinrichtungen, i) niveaugleiche Mischflächen
e) Entwässerungseinrichtungen,
(2) Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen

sind nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind als die anschließenden freien
Strecken.

(3) Nicht beitragsfähig sind die Kosten
1. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der in § 1 genannten Er-

schließungsanlagen,
2. für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den Schnellverkehr mit Kraft-

fahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner Brücken, Tunnels und
Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendungen ermittelt.
§ 4

Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand
(1) Kommt die Einrichtung neben den Beitragspflichtigen nicht nur unbedeutend auch

der Allgemeinheit zugute; so ist eine Eigenbeteiligung der Kommune entsprechend
vorgesehen.

(2) Überschreiten Erschließungsanlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Breiten, so
trägt die Stadt den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand allein.
Bei den Bundes-, Landes- und Kreisstraßen beziehen sich die anrechenbaren
Breiten der Fahrbahnen auf die Breite, die über die beitragsfreie Fahrbahnbreite
nach § 2 Abs. 2 hinausgeht.

(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Absatz 1 Satz 2 und die
anrechenbaren Breiten der Erschließungsanlagen werden wie folgt festgesetzt:

1 .bei Straßen, die überwiegend der Erschließung der angrenzenden oder durch
private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen (Anliegerstraßen)

    Anrechenbare Breite

Teileinrichtung I (*) II (*) Anteil der Bei-

tragspflichtigen

Fahrbahn 8,50 m 5,50 m 70 %

Radweg einschl. Sicherheitsstreifen je 2,00 m je 2,00 m 70 %

Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 70 %
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2. bei Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleichzeitig dem Ver-
kehr    innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstraßen nach Ziffer 3 sind.
(Haupterschließungsstraßen)

3. bei Straßen, die überwiegend dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder
dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Landes-
und  Kreisstraßen (Hauptverkehrsstraßen)

(*) = Die in den Ziffern 1 bis 3 unter „I“ genannten anrechenbaren Breiten gelten in
Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten, in den sonstigen Baugebieten gelten die
unter „II“ genannten anrechenbaren Breiten.
Fehlen bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen, erhöht sich die anrechenbare
Breite
der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkstreifen,
höchstens jedoch um je 2,50 m, falls und soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit
geboten wird.

4.  bei selbständigen Gehwegen, die der Erschließung dienen und nicht Bestandteil
einer Erschließungsanlage sind:

5. bei selbständigen Radwegen, die der Erschließung dienen und nicht Bestandteil
einer Erschließungsanlage sind:

(4) Bei den in Abs. 3 genannten Baugebieten handelt es sich um beplante wie
unbeplante Gebiete; die in Abs. 3 Ziffern 1 bis 3 angegebenen Breiten sind Durch-
schnittsbreiten.

(5) Für Fußgängergeschäftsstraßen, verkehrsberuhigte Bereiche und sonstige
Fußgängerstraßen werden die anrechenbaren Breiten und Anteile der Beitrags-
pflichtigen am Aufwand im Einzelfall durch eine gesonderte Satzung festgesetzt.

(6) Im Sinne des Absatzes 5 gelten als
1. Fußgängergeschäftsstraßen

Straßen nach Abs. 3 Ziffern 1 und 2, in denen die Frontlänge der Grundstücke mit
Ladengeschäften oder Gaststätten im Erdgeschoss überwiegt und die zugleich in
ihrer gesamten Breite dem Fußgängerverkehr dienen, auch wenn eine zeitlich
begrenzte Nutzung für den Anlieferverkehr möglich ist;

2.   verkehrsberuhigte Bereiche
als Mischfläche gestaltete Anliegerstraßen, die in ihrer ganzen Breite von Fuß-
gängern benutzt werden dürfen, jedoch auch mit Kraftfahrzeugen benutzt werden
können;

3.   sonstige Fußgängerstraßen
Anliegerstraßen, die in ihrer gesamten Breite von Fußgängern benutzt werden
dürfen, auch wenn eine Nutzung für den Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich
ist.

Einrichtung Anrechenbare Breite Anteil der Beitragspflichtigen

Selbständige Gehwege

einschl. Beleuchtung und
Oberflächenentwässerung

3,00 m 60 %

Einrichtung Anrechenbare Breite Anteil der Beitragspflichtigen

Selbständige Radwege

einschl. Beleuchtung und

Oberflächenentwässerung

3,00 m 60 %

(7) Grenzt eine Straße ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Seite an ein
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet und mit der anderen Seite an ein sonstiges
Baugebiet undergeben sich dabei nach Absatz 3 unterschiedliche anrechenbare
Breiten, so gilt für die gesamte Straße die größte Breite.

(8) Für Erschließungsanlagen, die in den Absätzen 3 und 5 nicht erfasst sind oder bei
denen die festgesetzten anrechenbaren Breiten oder Anteile der Beitragspflichti-
gen offensichtlich nicht zutreffen, werden durch eine gesonderte Satzung im Ein-
zelfall die anrechenbaren Breiten und Anteile der Beitragspflichtigen festgesetzt.

§ 5
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes

(1) Der nach den §§ 2 bis 4 ermittelte Aufwand wird nach Maßgabe ihrer Flächen auf
die Grundstücke verteilt, denen die Inanspruchnahmemöglichkeit der Er-
schließungsanlage besondere Vorteile vermittelt (erschlossene Grundstücke).
Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach
Art und Maß durch Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksflächen mit dem
nach Absätzen 5 bis 8 maßgeblichen Nutzungsfaktor berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des
Grundstückes im bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit Flächen erschlossener Grund-
stücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach Abs. 6 und 7. Für die übrigen Flächen - einschließlich der
im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebauungsgrenze, einer
Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB
– richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach Abs. 8.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei erschlossenen Grundstücken
a) die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit

der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen,
die Gesamtfläche des Grundstückes,

b) die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen,
die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,

c) die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstü-
cken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im
Satzungsbereich,

d) für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,
aa) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34

BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
bb) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im

Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage und einer Linie,
die in einem gleichmäßigen Abstand von 32 m zu ihr verläuft; bei Grundstücken,
die nicht an die Erschließungsanlage angrenzen oder lediglich durch einen zum
Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die einem
gleichmäßigen Abstand von 32 m verläuft,

e) die über die sich nach Buchstabe b) oder d) lit. bb) ergebenden Grenzen hinaus
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der Erschließungsan-
lage bzw. im Fall von Buchstabe d) lit. bb) der der Erschließungsanlage zuge-
wandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Ab-
stand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht.

(4) Bei erschlossenen Grundstücken, die
a) nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind

(z.B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,

oder
b) ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entspre-

chender  Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar
sind (landwirtschaftliche Nutzung)
ist die Gesamtfläche des Grundstückes bzw. die Fläche des Grundstückes zugrunde
zu legen, die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

(5) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche
von Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind (Abs. 3) vervielfacht
mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit 1 Vollgeschoss,
b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit 2 Vollgeschossen,
c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit 3 Vollgeschossen,
d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit 4 und 5 Vollgeschossen,
e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit 6 und mehr Vollgeschossen.
(6) Für Grundstücke, die ganz oder teilweise innerhalb des Geltungsbereiches eines

Bebauungsplanes liegen, ergibt dich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Voll-

geschosse.
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baum-

assenzahl geteilt durch 3,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausgehende
volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet werden.)

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse in
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 Abs. 3 BauNVO die höchst-
zulässige Höhe geteilt durch 2,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausge-
hende volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl
aufgerundet werden); dies gilt in gleicher Weise auch für den Fall, dass sowohl die
zulässige Gebäudehöhe als auch gleichzeitig eine Baumassenzahl festgesetzt
ist.

d) Dürfen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden, gilt die Zahl von einem
Vollgeschoss je Nutzungsebene.

e) Ist gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt, gilt die Zahl
von einem Vollgeschoss.

f) Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse vorhanden
oder zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die
zulässige Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten
wird.

(7) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder
für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baum-
assenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Voll-
geschosse:

a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Voll-
geschosse,

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl, der auf den Grund-

   Anrechenbare Breite

Teileinrichtung I (*) II (*) Anteil der Bei

tragspflichtigen

Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 50 %

Radweg einschl. Sicherheitsstreifen je 2,00 m je 2,00 m 60 %

Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 60 %

Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 60 %

Beleuchtung ./. ./. 50 %

Oberflächenentwässerung ./. ./. 50%

unselbständige Grünanlagen bzw.

Straßenbegleitgrün

je 4,00 m je 4,00 m 60 %

Niveaugleiche Mischflächen ./. ./. 50%

      Anrechenbare Breite

Teileinrichtung I (*) II (*) Anteil der Bei

tragspflichtigen

Fahrbahn 8,50 m 8,50 m 25 %

Radweg einschl. Sicherheitsstreifen je 1,75 m je 1,75 m 25 %

Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 60 %

Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 60 %

Beleuchtung ./. ./. 40 %

Oberflächenentwässerung ./. ./. 25 %

Unselbständige Grünanlagen bzw.

Straßenbegleitgrün

je 4,00 m je 4,00 m 60 %

j j

Gehweg je 2,50 m je 2,50 m 70 %

Beleuchtung ./. ./. 70 %

Oberflächenentwässerung ./. ./. 70%

unselbständige Grünanlagen bzw.

Straßenbegleitgrün

je 4,00 m je 4,00 m 70 %

Niveaugleiche Mischflächen ./. ./. 70 %
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stücken der näheren Umgebung überwiegend vorhanden Vollgeschosse,
c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhan-

den sind, wird je Nutzungsebene ein Vollgeschoss zugrunde gelegt,
d) bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich

oder industriell genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.

(8) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die
1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich

oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhö-
fe, Sport-plätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammen-
hang bebauten Ortsteiles so genutzt werden 0,5

2. im Außenbereich liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungs-
plan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche Nutzung), wenn

a) sie ohne Bebauung sind, bei
aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen 0,0167
bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland 0,0333
cc) gewerbliche Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.) 1,0
b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise ge-

nutzt werden (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten, Camping-
plätze ohne Bebauung)  0,5

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder landwirtschaftliche
Nebengebäude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die sich
rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächen-
zahl 0,2 ergibt 1,0
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a),

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine Teil-
fläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch
die Grundflächenzahl 0,2 ergibt  1,0
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. b),

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerischaus
der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt

1,3
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a),

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB
liegen, für die von der Satzung erfassten Teilflächen

aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebetrieben dienen,   1,3
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5,

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung mit 1,0
Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss
entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a).

 (9) Vollgeschosse sind Geschosse i. S. des § 2 Abs. 5 ThürBO. Abweichend hiervon
zählen bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungs-
planes als Vollgeschosse alle Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr
als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei
Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,00 m haben. Satz 2
gilt auch für Grundstücke in Gebieten, in denen der Bebauungsplan keine Fest-
setzungen nach § 5 Abs. 6 Buchstabe a) bis c) enthält. Ist die Zahl der Vollgeschosse
wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht feststellbar, so werden bei ge-
werblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei
allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangene 2,00 m
Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss berechnet. Kirchgebäude
werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt.

(10) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die im Abs.
5 festgesetzten Faktoren um 0,3 erhöht:

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und
Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren und
großflächige Handelsbetriebe, Messen, Ausstellungen und Kongresse,

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine
Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zulässig
ist,

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten
Gebieten, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzt werden (so
z.B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schul-
gebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen überwiegt.
Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor,
gilt die tatsächlich so genutzte Fläche als Geschossfläche.

(11) Grundstücke an zwei oder mehreren Erschließungsanlagen im Sinne dieser Sat-
zung werden für jede Anlage mit der Maßgabe herausgezogen, dass bei der Be-
rechnung des Beitrages nach den vorstehenden Absätzen die sich ergebenden
Beträge jeweils um ein Drittel gekürzt werden.

(12) Die Ermäßigung für mehrfach erschlossene Grundstücke (Abs. 11) gilt nicht für
die in Abs. 10 Buchstabe a) bis c) bezeichneten Grundstücke.

§ 6
Abschnittsbildung, Erschließungseinheit und Abrechnungsgebiet

(1) Für selbständig benutzbare Abschnitte einer Erschließungsanlage kann der Auf-
wand getrennt ermittelt und abgerechnet werden (Abschnittsbildung). Erstreckt
sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenabschnitte, für die sich
nach § 4 Abs. 2 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche An-
teile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenabschnitte gesondert
abzurechnen.

(2) Für mehrere Erschließungsanlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine
Einheit bilden, kann der Aufwand insgesamt ermittelt werden (Erschließungseinheit).

(3) Die von einer Erschließungsanlage, einem Abschnitt oder einer Erschließungs-
einheit erschlossenen Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet.

§ 7
Kostenspaltung

Der Beitrag kann für
1. die Fahrbahn 5. die Beleuchtung
2. die Radwege 6. die Oberflächenentwässerung
3. die Gehwege 7. die unselbständigen Grünanlagen
4. die Parkflächen 8. die niveaugleichen Mischflächen

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

§ 8
Vorauszahlungen und Ablösung

(1) Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann die Stadt
Vorauszahlungen bis zur Höhe der voraussichtlichen Beitragsschuld erheben.

(2) Der Straßenausbaubeitrag kann vor Entstehung der Beitragspflicht durch Vertrag
abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen
Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Straßenausbaubeitrages.

§ 9
Beitragspflichtige

(1)  Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentü-
mer des Grundstückes, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines dinglichen
Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuch ist. Mehrere Eigentümer eines Grundstückes haften als
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-
und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentum beitragspflichtig.

§ 10
Fälligkeit

(1) Die Beitragsschuld entsteht, wenn die Baumaßnahme tatsächlich beendet ist. Im
Falle der Kostenspaltung (§7) entsteht die Beitragsschuld mit der tatsächlichen
Beendigung der  Teilmaßnahme, bei der Bildung von Erschließungseinheiten (§6 Abs.

2) mit der Beendigung der Maßnahmen an den die Erschließungseinheit bildenden
Straßen.

(2) Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.
§ 11

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Sie findet Anwendung auch auf Baumaßnahmen, durch die Erschließungsanlagen
nach Inkrafttreten des Kommunalabgabengesetzes, aber vor Inkrafttreten dieser Sat-
zung hergestellt, angeschafft, erweitert, verbessert oder erneuert worden sind.

Wasserthaleben, den 07.01.2002 Dießl/ Bürgermeister

Gemeinde Westgreußen

Amtliche Bekanntmachung !
Aus Gründen der Rechtssicherheit wird diese Satzung

nochmals veröffentlicht !

Satzung
über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für die

öffentlichen Verkehrsanlagen der Gemeinde Westgreußen
Auf Grund des § 19 Abs. 1 Satz 1 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) vom 16.
August 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung des 1. Änderungsgesetzes vom 08. Juni
1995 (GVBl. S. 200) und der §§ 2 und 7 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes
(ThürKAG) vom 07. August 1991 (GVBl. S. 285, 329) in der Fassung des 1. Änderungs-
gesetzes vom 28. Juni 1994 (GVBl. S. 796) beschließt der Gemeinderat der Gemein-
de Westgreußen in seiner Sitzung am 13.11.2001  folgende Satzung:

§ 1
Wiederkehrende Beiträge für Verkehrsanlagen

Die Gemeinde Westgreußen erhebt wiederkehrende Beiträge für Investitionsauf-
wendungen, die durch das Vorhaben von Verkehrsanlagen (öffentliche Straßen, Wege,
Plätze) entstehen.

§ 2
Abrechnungseinheiten

Die innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile gelegenen Verkehrsanlagen
werden zu einer Abrechnungseinheit zusammengefasst, wie sie sich aus dem dieser
Satzung als Anlage beigefügten Plan ergibt.

§ 3
Beitragsfähiger Aufwand

(1) Beitragsfähig sind die Investitionsaufwendungen für die Erweiterung, Verbesse-
rung und Erneuerung von:

1. Fahrbahnen 6. Straßenbeleuchtungen
2. Gehwegen 7. Oberflächenentwässerungen
3. Radwegen 8. Böschungen, Schutz- und Stützmauern
4. Parkflächen 9. niveaugleiche Mischflächen
5. unselbständigen Grünanlagen/Straßenbegleitgrün

(2) Nicht beitragsfähig sind die Kosten
1. für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der in Abs. 1 genannten Anla-

gen,

Einladung
zur 21. Gemeinderatssitzung der Gemeinde Westgreußen

– öffentlich –
Datum:  21.12.2006 Uhrzeit:  18.30 Uhr
Ort:  Bürgermeisterzimmer

Tagesordnung
öffentlicher Teil
1. Begrüßung
2. Bestätigung der Niederschriften der 20. Sitzung
3. Informationen der Bürgermeisterin
1. Änderung zur Benutzungs- und Gebührensatzung der Gemeinde

Westgreußen für die Gemeindeschenke
4. Verschiedenes und Bürgerfragen
5. Schlusswort gez.:  Mosebach/ Bürgermeisterin
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2. für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den Schnellverkehrs mit Kraft-
fahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner Brücken, Tunnels und
Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen.

§ 4
Beitragstatbestand

Die wiederkehrenden Beiträge werden für alle in der Abrechnungseinheit/den Ab-
rechnungseinheiten gelegenen Grundstücken erhoben, die die Möglichkeit einer Zu-
fahrt oder eines Zuganges zu den in der Abrechnungseinheit zusammengefassten
Verkehrsanlagen haben.

§ 5
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes

(1) Der nach den §§ 2 bis 4 ermittelte Aufwand wird nach Maßgabe ihrer Flächen auf
die Grundstücke verteilt, denen die Inanspruchnahmemöglichkeit der Er-
schließungsanlage besondere Vorteile vermittelt (erschlossene Grundstücke).
Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach
Art und Maß durch Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksflächen mit dem
nach Absätzen 5 bis 8 maßgeblichen Nutzungsfaktor berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des
Grundstückes im bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit Flächen erschlossener Grund-
stücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach Abs. 6 und 7. Für die übrigen Flächen - einschließlich der
im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebauungsgrenze, einer
Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB
– richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach Abs. 8.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei erschlossenen Grundstücken
a) die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit

der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen,
die Gesamtfläche des Grundstückes,

b) die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen,
die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,

c) die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstü-
cken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im
Satzungsbereich,

d) für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,
aa) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34

BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
bb) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im

Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage und einer Linie,
die in einem gleichmäßigen Abstand von 30 m zu ihr verläuft; bei Grundstücken,
die nicht an die Erschließungsanlage angrenzen oder lediglich durch einen zum
Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die einem
gleichmäßigen Abstand von 30 m verläuft,

e) die über die sich nach Buchstabe b) oder d) lit. bb) ergebenden Grenzen hinaus
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der Erschließungsan-
lage bzw. im Fall von Buchstabe d) lit. bb) der der Erschließungsanlage zuge-
wandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Ab-
stand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht.

(4) Bei erschlossenen Grundstücken, die
a) nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind

(z.B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,

oder
b) ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entspre-

chender  Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar
sind (landwirtschaftliche Nutzung)
ist die Gesamtfläche des Grundstückes bzw. die Fläche des Grundstückes zugrunde
zu legen, die von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

(5) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche
von Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind (Abs. 3) vervielfacht
mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit 1 Vollgeschoss,
b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit 2 Vollgeschossen,
c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit 3 Vollgeschossen,
d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit 4 und 5 Vollgeschossen,
e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit 6 und mehr Vollgeschossen.
(6) Für Grundstücke, die ganz oder teilweise innerhalb des Geltungsbereiches eines

Bebauungsplanes liegen, ergibt dich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der

Vollgeschosse.
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baum-

assenzahl geteilt durch 3,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausgehende
volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet werden.)

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse in
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 Abs. 3 BauNVO die höchst-
zulässige Höhe geteilt durch 2,5 (wobei Bruchzahlen unter 0,5 auf die vorausge-
hende volle Zahl abgerundet und solche ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl
aufgerundet werden); dies gilt in gleicher Weise auch für den Fall, dass sowohl die
zulässige Gebäudehöhe als auch gleichzeitig eine Baumassenzahl festgesetzt ist.

d) Dürfen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden, gilt die Zahl von einem
Vollgeschoss je Nutzungsebene.

e) Ist gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt, gilt die Zahl
von einem Vollgeschoss.

f) Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse vorhanden
oder zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die
zulässige Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten
wird.

(7) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder
für Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baum-
assenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Voll-
geschosse:

a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Voll-
geschosse,

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl, der auf den Grund-

stücken der näheren Umgebung überwiegend vorhanden Vollgeschosse,
c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhan-

den sind, wird je Nutzungsebene ein Vollgeschoss zugrunde gelegt,
d) bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich

oder industriell genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.
(8) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken,
1. die auf Grund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht bau-

lich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Fried-
höfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusam-
menhang
bebauten Ortsteiles so genutzt werden 0,5

2. im Außenbereich liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen in einem
Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche Nut-
zung), wenn

a) sie ohne Bebauung sind, bei
aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen 0,0167
bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland 0,0333
cc) gewerbliche Nutzung (z.B. Bodenabbau pp.) 1,0
b) sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise ge-

nutzt werden (z.B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten, Camping-
plätze ohne Bebauung) 0,5

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder landwirtschaftliche
Nebengebäude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine Teilfläche, die sich
rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächen-
zahl 0,2 ergibt 1,0
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restflächegilt lit. a),

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine Teil-
fläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch
die Grundflächenzahl 0,2 ergibt  1,0
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. b),

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch
aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 er-
gibt 1,3
mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a),

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB
liegen, für die von der Satzung erfassten Teilflächen

aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebetrieben dienen,
1,3

mit Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Voll-
geschoss entsprechend der Staffelung nach Abs. 5,

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung mit
1,0

  Zuschlägen für das zweite und jedes weitere tatsächlich vorhandene Vollgeschoss
entsprechend der Staffelung nach Abs. 5, für die Restfläche gilt lit. a).

(9) Vollgeschosse sind Geschosse i. S. des § 2 Abs. 5 ThürBO. Abweichend hiervon
zählen bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungs-
planes als Vollgeschosse alle Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr
als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei
Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,00 m haben. Satz 2
gilt auch für Grundstücke in Gebieten, in denen der Bebauungsplan keine Fest-
setzungen nach § 5 Abs. 6 Buchstabe a) bis c) enthält. Ist die Zahl der Vollgeschosse
wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht feststellbar, so werden bei ge-
werblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei
allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangene 2,00 m
Höhe des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss berechnet. Kirchgebäude
werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt.

(10) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die im Abs.
5 festgesetzten Faktoren um 0,3 erhöht:

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und
Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren und
großflächige Handelsbetriebe, Messen, Ausstellungen und Kongresse,

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan
eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder
zulässig ist,

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten
Gebieten, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzt werden (so
z.B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schul-
gebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen überwiegt.
Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor,
gilt die tatsächlich so genutzte Fläche als Geschossfläche.

(11) Grundstücke an zwei oder mehreren Erschließungsanlagen im Sinne dieser Sat-
zung werden für jede Anlage mit der Maßgabe herausgezogen, dass bei der Be-
rechnung des Beitrages nach den vorstehenden Absätzen die sich ergebenden
Beträge jeweils um ein Drittel gekürzt werden.

(12) Die Ermäßigung für mehrfach erschlossene Grundstücke (Abs. 11) gilt nicht für
die in Abs. 10 Buchstabe a) bis c) bezeichneten Grundstücke.

§ 6
Gemeindeanteil

Der Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Investitionsaufwand beträgt 30 v.H.
§ 7

Beitragssatz
Der Beitragssatz wird nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Satzung aus den
jährlichen Investitionsaufwendungen ermittelt.

§ 8
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist , wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigen-
tümer des Grundstückes, Erbbauberechtigter oder Inhaber eines dinglichen
Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuch ist. Mehrere Eigentümer eines Grundstückes haften als
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-
und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentum beitragspflichtig.

 § 9
Entstehung und Fälligkeit der Beitragsschuld, Vorausleistungen

(1) Die Beitragsschuld entsteht jeweils mit Ablauf des 31 Dezember für das abgelau-
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fene Kalenderjahr.
(2) der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.
(3) Auf die Beitragsschuld können vom Beginn des Kalenderjahres an Vorauszahlun-

gen verlangt werden. Abs. 2 gilt entsprechend.
§ 10

Auskunftspflicht
Die Beitragspflichtigen sind verpflichtet, der Gemeinde alle zur Ermittlung der Beitrags-
grundlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen, auf Verlangen geeignete Unterlagen
vorzulegen und jeden Eigentumswechsel, jede Veränderung der Grundstücksfläche
bzw. der Anzahl der Vollgeschosse sowie jede Nutzungsänderung anzusagen.

§ 11
Überleitungsbestimmungen

Waren vor Inkrafttreten dieser Satzung für in Abrechnungsgebieten liegende Grund-
stücke Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch oder einmalige Beiträge nach
§ 7 ThürKAG entstanden, so bleiben diese Grundstücke bei der Ermittlung des wie-
derkehrenden Beitrages für das Abrechnungsgebiet unberücksichtigt und für wieder-
kehrende Beiträge so lange beitragsfrei, bis die Gesamtsumme der wiederkehrenden
Beiträge aus den einzelnen Jahresbeiträgen bei Verlangen zum wiederkehrenden
Beitrag des entstandenen einmaligen Beitrages überschritten hätte, längstens jedoch
auf die Dauer von 20 Jahren seit der Entstehung des einmaligen Beitrages.

§ 12
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Westgreußen, den 4.3.2002

Mosebach/ Bürgermeisterin - Siegel -

Gemeinde Trebra

Einladung
zur Bürgerversammlung am 19.12.2006

Datum:   19.12.2006 Uhrzeit:   19.30 Uhr
Ort:  Dorfgemeinschaftshaus

Eine nochmalige Veröffentlichung der Einladung nebst Tagesord-
nung erfolgt in der nächsten Ausgabe des Amtsblattes.

gez.: Ackermann/ Bürgermeisterin

Amtliche Bekanntmachung !
Aus Gründen der Rechtssicherheit wird diese Satzung nochmals ver-
öffentlicht !

Benutzungs- und Gebührensatzung
der Gemeinde Trebra

für das „Vereinshaus Trebra“
Aufgrund der §§ 18 Abs. 1 und 2, 19 Abs. 1, 20 Absätze 1,2,3 und 4 sowie 54 Abs.
1 und 2 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKo) in der Fassung vom
16.08.1993 (Gbl.9.501) sowie der §§ 1,2,3,4,10 und 12 des Thüringer
Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung vom 07.08.1991
(GVBl.9.285) hat der Gemeinderat der Gemeinde Trebra am 19.06.2001 folgende
Satzung beschlossen.

Benutzungs- und Gebührensatzung für das Vereinshaus Trebra
der Gemeinde Trebra

§ 1 Hausrecht
1) Das Hausrecht über das Vereinshaus übt die Gemeinde Trebra aus.
2) Anträge auf Überlassung sind rechtzeitig zu stellen und sollen über die Art der

Veranstaltung Aufschluß geben.
3) Der Gemeinderat, der Bürgermeister bzw. der verantwortliche Vereinsvorsitzende

hat jederzeit das Recht, Vereine, Organisationen oder auch Einzelpersonen bei
Verstößen gegen die Satzung von der Benutzung oder vom Besuch des Vereins-
hauses zeitweilig auszuschließen.

§ 2 Vergabe
1) Die Vergabe erfolgt durch die Gemeinde Trebra  in der Reihenfolge des Eingan-

ges der Anträge auf Benutzung.
2) Die Gemeinde Trebra  kann Vereinen und Organisationen für regelmäßige Veran-

staltungen feststehende Benutzungszeiten einräumen.
3) Abweichungen nach § 2 (2) sind bei Veranstaltungsüberschneidungen möglich

und werden individuell vom verantwortlichen Vereinsvorsitzenden entschieden.
4) Jede Benutzergruppe hat der Gemeinde Trebra einen Verantwortlichen zu melden.
5) Die Schlüsselübergabe erfolgt durch den Gemeindearbeiter der Gemeinde Trebra

oder eine vom Gemeindearbeiter beauftragte Person unmittelbar vor und nach
einer Veranstaltung in Verbindung mit einer Abnahme.

§ 3 Benutzungsbedingungen
1) Als öffentliches Vermögen sind alle Räume und Einrichtungen des Vereinshaus

besonders pfleglich zu behandeln.
2) Die Übernahme von inventarisierten Gegenständen kann nur gegen Anerken-

nung vorgelegten  Inventarverzeichnisses erfolgen. Schäden nach Benutzung sind
sofort zum jeweiligen Selbstkostenpreis zu ersetzen.

3) Für Beschädigungen jeglicher Art, welche durch die Benutzung entstehen, auch
wenn sie nachträglich festgestellt werden, haftet der Antragsteller, Schäden, die
bei der Übernahme festgestellt werden, sind sofort der Gemeinde Trebra anzuzeigen.

4) Der Antragsteller, die Benutzer und Besucher sind verpflichtet, Weisungen des
Beauftragten  der Gemeinde Trebra oder dessen Stellvertreter (für das Vereins-
haus) zu befolgen und auch etwaige Auflagen zu erfüllen.

5) Eine Haftung für abhanden kommende Gegenstände wird von der Gemeinde Treb-
ra nicht übernommen.

§ 4 Gebührenfreie Benutzung
Veranstaltungen der Gemeinde, der VG Greußen, der örtlichen Kirchengemeinde,
des Bundes für Vertriebene, politische Versammlungen der in der VG ansässigen
verfassungsmäßigen Parteien sowie Bürgerversammlungen und öffentliche Veran-
staltungen der ortsansässigen Vereine,  sind gebührenfrei.
Bei wiederkehrenden nichtöffentlichen Veranstaltungen von Vereinen und Verbänden
sind die für den Zeitraum der Nutzung anfallenden Betriebskosten zu begleichen. Bei
Überschneidung wiederkehrender mit terminlich gebundenen Veranstaltungen nach
§ 5, ist diesen der Vorrang zu gewähren.

§ 5 Gebührenpflichtige Benutzung
Für sonstige Veranstaltungen von juristischen oder privaten Personen sowie orts-
fremden Vereinen und Verbänden sind für die Benutzung folgende Gebühren zu ent-
richten.
Vereinshaus: 80,- DM ab 01.01.2001 40,-Euro
Für eine kürzere Benutzung sind 50 % des Betrages für den Veranstaltungsraum und
Küche zu entrichten.

§ 6 Reinigung
1) Nach Benutzung der Räume sind diese vom Veranstalter sauber zu übergeben.

Der Fließenboden ist grundsätzlich zu wischen, die Küchenmöbel, Kühlschrank
und Spüle zu reinigen.

2) Außerordentliche Verschmutzungen oder Verunreinigungen werden auf Kosten
des Veranstalters beseitigt.

3) Die Reinigung und Übergabe hat bis spätestens 12.00 Uhr des der  Nutzung
folgenden Tages zu erfolgen.

§ 7 Bezahlung der Gebühren
Die Benutzungsgebühren sind spätestens 8 Tage nach Rechnungslegung auf das
Konto  der Gemeindekasse Trebra zu zahlen.

§ 8 Öffentlich-rechtliche Genehmigungen
1) Die Benutzungserlaubnis entbindet die Veranstalter nicht von der Verpflichtung

zur Einholung notwendiger Genehmigungen, z.B. Sperrzeitkürzungen u.s.w.
2) Die Anmeldung bei der GEMA obliegt dem Veranstalter.
3) Die Zahlung der Benutzungsgebühren befreit nicht von der Zahlung der öffentlich

-rechtlichen Genehmigungsgebühren, der Vergnügungssteuer sowie die GEMA-
Gebühr, soweit diese notwendig  werden.

§ 9 Sonderregelung
Andere als in dieser Satzung aufgeführten Situationen sind gesondert zu regeln und
werden individuell von der Gemeinde Trebra entschieden.

§ 10 Inkrafttreten
Die Satzung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Trebra, den 03.09.2001

Ackermann/ Bürgermeisterin – Siegel –

Gemeinde Niederbösa

Amtliche Bekanntmachung !
Aus Gründen der Rechtssicherheit wird diese Satzung
nochmals veröffentlicht !

Satzung
über den Kostenersatz und die Gebührenerhebung für Hilfe- und Dienstleis-

tungen der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Niederbösa
- Feuerwehr – Kostenersatz- und Gebührensatzung –

Auf Grund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 2 der Thüringer Kommunalordnung – ThürKO
– vom 16. August 1993 (GVBl. S. 501 ff.) in der Fassung der Neubekanntmachung der
Thüringer Kommunalordnung vom 14.04.1998 (GVBL. S. 73 ff.), des § 38 Abs. 1 und
3  des Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetzes – ThBKG – vom 07. Janu-
ar 1992 (GVBl. S. 23 ff.), geändert durch das Erste Änderungsgesetz vom 16. De-
zember 1996 (GVBl. S. 320), sowie der §§ 1, 2 und 12 des Thüringer
Kommunalabgabegesetzes  - Thür KAG – vom 07. August 1991 (GVBl. S. 329), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 10. November 1995 (GVBl. S.342), hat der Gemeinderat
der Gemeinde Niederbösa in seiner Sitzung am 27.11.01 mit Beschluß - Nr. 27/17/
2001 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Gebührenpflicht, Gebührenfreiheit

(1) Für Hilfe- und Dienstleistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde
Niederbösa erhebt die Gemeindeverwaltung Kostenersatz und Gebühren nach
Maßgabe der folgenden Vorschriften.

(2) Kostenersatz und Gebühren werden nicht erhoben bei der Abwehr von Gefahren,
die dem Einzelnen oder der Allgemeinheit für Leben, Gesundheit oder Sachen
durch Brände, Explosionen, Unfälle, Naturereignisse oder andere Gefahren drohen.

§2
Entstehung der Gebührenschuld

(1) Kostenersatz wird erhoben für alle Leistungen der Feuerwehr
1. von dem Verursacher, wenn er die Gefahr oder den Schaden vorsätzlich oder

grob fahrlässig herbeigeführt hat,
2. von dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden beim Betrieb von

Kraft-, Schienen-, Luft oder Wasserfahrzeug entstanden ist,
3. von Unternehmen, wenn die Kosten der Abwehr von Gefahren dienten, die bei

Betriebsstörungen oder Unglücksfällen für Menschen oder Sachen in der Umge-
bung entstehen können,

4. von dem Eigentümer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die
Gefahr oder der Schaden bei Betrieben einer Ölfeuerungsanlage oder Öltankanlage
entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände handelt,

5. von demjenigen, der wider besseren Wissens oder in grob fahrlässiger Unkennt-
nis der Tatsachen die Feuerwehr alarmierte.

(2) Gebühren werden erhoben für alle Leistungen der Feuerwehr, die im privaten
Interesse durchgeführt werden. Ein Rechtsanspruch auf diese Leistung besteht
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nicht. Gebührenschuldner ist, wer solche Hilfe oder Dienstleistungen der Feuer-
wehr anfordert, in Anspruch nimmt und derjenige, in dessen wirklichem Interesse
die Feuerwehr tätig geworden ist.

(3) Kostenersatz ist zu leisten für die Bestellung von Brandsicherheitswachen bei öf-
fentlichen und privaten Veranstaltungen. Kostenersatzschuldner ist Veranstalter.

(4) Mehrere Kostenersatz- oder Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.
§ 3

Berechnungsgrundlage für Kostenersatz und Gebühren
(1) Der Kostenersatz und die Gebühren werden nach den bei Hilfe- und Dienstleistun-

gen entstandenen Personal- und Sachkosten bemessen. Berechnungsgrundlage
sind die im Kostenersatz- und Gebührentarif festgelegten Tarife, die Bestandteil
dieser Satzung sind. Für Leistungen, die nicht in diesem Tarif enthalten sind, er-
folgt die Berechnung nach den im Tarif bewerteten vergleichbaren Leistungen.

(2) Die Höhe des Kostenersatzes und der Gebühren richtet sich – soweit nichts ande-
res bestimmt ist, nach der aufgewendeten Zeit sowie nach Art und Zahl des ein-
gesetzten Personals, der Fahrzeuge und Geräte oder nach der Art der Zahl der zu
prüfenden oder gestellten Geräte.

(3) Für die Berechnung wird die Zeit vom Verlassen der Feuerwache bis zur Rück-
kehr zugrunde gelegt. Geht ein Einsatz nicht von der Unterkunft der Feuerwehr
aus oder endet nicht dort, so wird die Einsatzzeit berechnet, als wäre unter
Zugrundelegung normaler Verhältnisse der Einsatz von dort ausgegangen.

(4) Die Einsatzzeit ist vom Einsatzleiter oder dessen Beauftragten festzustellen. Es
werden nur das tatsächlich eingesetzte Personal und die tatsächlich in Anspruch
genommenen Fahrzeuge, Aggregate und Geräte berechnet.

(5) Für die erste angefangene Stunde werden die Stundensätze voll berechnet.
Bei längerer Inanspruchnahme als eine Stunde wird für jede weitere an-
gefangene Stunde bis zu 30 Minuten die Hälfte der Stundensätze, über 30
Minuten der volle Stundensatz berechnet.

(6) Die Berechnungsgrundlage der Kosten für Brandsicherheitswachen ist die vorste-
hende Zeitregelung, zuzüglich einer Pauschale von einer Stunde für An- und Ab-
fahrt.

(7) Tagessätze werden nur für volle Tage berechnet. Ergibt sich aus der Anwendung
des Tagessatzes eine niedrigere Gebühr als aus dem Stundensatz, so ist der
Tagessatz anzuwenden.

(8) Die Anzahl des eingesetzten Personals sowie die Anzahl der Geräte und Fahr-
zeuge liegt im pflichtgemäßen Ermessen der Feuerwehr.

(9) Für besondere Leistungen können Pauschalsätze festgelegt werden.
(10) Für die Lieferung und Verwendung von Betriebsstoffen, Materialien und Ersatz

teilen sowie für alle nicht aufgeführten sachlichen Aufwendungen werden neben
den im Tarif aufgeführten Kosten und Gebühren die Selbstkosten, zuzüglich 10%
Verwaltungskosten, mindestens jedoch 1,50 € berechnet.

§ 4
Entstehung des Anspruches und Fälligkeit

(1) Der Anspruch auf Erstattung von Kosten entsteht mit dem Abschluß der erbrach-
ten Hilfe- und Dienstleistungen.
Der Anspruch auf Vergütung für eine Maßnahme außerhalb der Gefahrenabwehr
entsteht mit der Inanspruchnahme der Hilfe- und Dienstleistungen.
Soweit nur Geräte überlassen werden, entsteht der Anspruch mit der Überlassung.

(2) Der Kostenersatz und die Gebühren werden durch Bescheid der Verwaltungs-
gemeinschaft Greußen angefordert und sind innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig.

(3) Die Verwaltung ist berechtigt, für die Durchführung von Hilfe- und Dienstleistun-
gen Vorauszahlungen zu fordern.

(4) Rückstände werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben.
(5) Auf Antrag des Kostenersatz- oder Gebührenschuldners kann aus Gründen der

Billigkeit oder mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse  des Schuldners
der Kostenersatz oder Gebührenschuld niedergeschlagen, gestundet, ganz oder
teilweise erhoben werden.

§ 5
Haftung

(1) Für Schäden, die bei Hilfe- und Dienstleistungen nach §2 durch Angehörige der
Feuerwehr verursacht werden, haftet die Gemeindeverwaltung Niederbösa nur,
wenn der Schaden auf vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten der
Feuerwehrangehörigen zurückzuführen ist.

(2) Sachschäden , die der Feuerwehr bei Ausführung der Leistungen nach §2 durch
die hiermit verbundenen Gefahren entstanden sind, hat der Schuldner zu erset-
zen, sofern sie nicht vom Feuerwehrpersonal vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
schuldet worden sind.

(3) Die Feuerwehr haftet nicht für Personal und Sachschäden, die durch unsachge-
mäße Behandlung in Anspruch genommenen Geräte und Ausrüstungs-
gegenstände  durch den Schuldner verursacht worden sind.

(4) Bei der Gestellung von Fahrzeugen und Geräten hat der Schuldner grundsätzlich
für entwendete sowie durch unsachgemäße Behandlung beschädigte Fahrzeuge
und Geräte Ersatz zumindest in der Höhe des Zeitwertes zu leisten.

§ 6
Inkrafttreten

(1) Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Niederbösa, den 02.04.2002

Hellmann/ stellv. Bürgermeister

Anlage zur Feuerwehr – Kostenersatz - und Gebührensatzung

Kosten- und Gebührentarif zur Satzung über den Kostenersatz und die Gebühren-
erhebung für die Hilfe- und Dienstleistungen der Freiwilligen Feuerwehr der
Gemeinde Niederbösa

I. Allgemeines
Die aufgeführten Beiträge gelten, soweit nichts anderes festgelegt werden ist, als
Stundensätze. Bei Brandsicherheitswachen werden für die Bereitstellung von Fahr-
zeugen nur 50 % der angegebenen Gebühren berechnet.
Für die Gestellung von Geräten ohne Fahrzeug, die über 12 Stunden hinausgehen,
wird der jeweilige Tagessatz, der das 12-fache des Stundensatzes beträgt, berechnet.
Bei der Gestellung von Geräten werden der Ausgabe- und Rückgabebetrag als 1 Tag
berechnet. Das Vermieten von Schlauchmaterial erfolgt nur nach den jeweiligen Ta-
gessatz.

II. Personalleistung
1. Ausführungen von Arbeiten aller Art, Beaufsichtigung von

Maschinen und Geräten je Mann und angefangene Stunde 15,30 €
2. Gestaltung von Sicherheitswachen je Mann und angefangene

Stunde   7,20 €
3. Wird von den Arbeitgebern der eingesetzten Feuerwehrleute

eine Erstattung des Lohnausfalls angefordert, werden die
tatsächlichen Kosten berechnet.

III. Sachleistungen
1. Fahrzeuge einschließlich Geräte und Personal (Stundensätze)
Löschgruppenfahrzeug  LF 16 33,20 €
Löschgruppenfahrzeug  LF   8 30,70 €
Tanklöschfahrzeug  TLF 16 51,10 €
KLF  B 1000 20,50 €
Drehleiter  DL 30 92,00 €
LKW Transportfahrzeug 23,00 €
Mannschaftstransportfahrzeug 20,50 €
Einsatzleitwagen (ELW) 20,50 €
Hilfsrüstwagen  (HRW) 46,00 €
Rüstwagen 1 (RW 1) 51,10 €
Bereitstellung eines Fahrzeuges für Sicherheitswachen
je Tag und / oder Veranstaltung ohne Personalleistungen

25,60 €
2. Anhänger und Motorgeräte (Stundensätze)

Fahrzeuganhänger mit Geräten 15,30 €
Tragkraftspritze 15,30 €
Lichtaggregat 10,20 €
Motorsäge   7,70 €
Elektrische Tauchpumpe   7,70 €
Rettungsschere / Spreizer 10,20 €

3. Sonstige Geräte (Tagessätze)
Übergangsstücke, Verteilerstücke, Wasserstrahlpumpen
Strahlrohre, Standrohre, Kupplungsschlüssel   2,60 €

4. Schläuche (Tagessätze)
A - Druckschlauch 10,20 €
B - Druckschlauch   8,20 €
C - Druckschlauch   7,20 €
Saugschlauch 10,20 €

5. Löschgeräte
Kübelspritze (Tagessatz)   2,60 €
Feuerlöscher – Kosten der Wiederbefüllung

6. Tragbare Leitern (Tagessätze)
bis      5 m Höhe   2,60 €
bis    10 m Höhe   5,10 €
über 10 m Höhe   7,70 €

7. Druckschläuche
7.1. Druckschläuche A, B, und C reinigen, prüfen und trocknen,
transportfertig machen

Druckschläuche sind je nach dem Gebrauch prüfungspflichtig , oder
mindestens alle 2 Jahre
Druckschlauch „A“ 20 m waschen, prüfen 7,70 €
Druckschlauch „B“ 20 m waschen, prüfen 5,10 €
Druckschlauch „C“ 20 m waschen, prüfen 5,10 €
Druckschlauch „D“ (15 – 20 m) waschen, prüfen 3,80 €
Druckschlauch „D“ ( bis 10 m) waschen, prüfen 2,60 €

7.2 Reparatur von Druckschläuchen
Mängelfeststellung, ausmessen, schneiden, 1 Stück Kupplung einbinden.
Druckprüfung wird gesondert berechnet.
Kupplung A einbinden 5,60 €
Kupplung B einbinden 2,60 €
Kupplung C einbinden 2,60 €
Kupplung D einbinden 2,10 €
Preise sind inclusive Einbindedraht zuzüglich Ersatzteile nach gültigem Preis des
Herstellers

7.3. Sonstige Reparaturen an Druckschläuchen
Sprengring Kupplung einsetzen 2,60 €
Druckdichtung Kupplung wechseln 2,10 €
Fertigen von Wirtschaftsschlauch „B“ pro Meter 2,60 €
Fertigen von Wirtschaftsschlauch „C“              pro Meter  2,10 €
Vulkanisieren 2,60 €
8. Saugschläuche
8.1 Prüfung von Saugschläuchen
Prüffrist jährlich
Prüfung umfaßt: Handreinigung der Saugschläuche, Trocknen und
Einsprühen mit Silikon. Prüfung auf Überdruck, Innenbeschichtung begutachten.
Saugschläuche „A“ prüfen 1,6 m 11,30 €
Saugschläuche „A“ prüfen 2,5 m 14,40 €
Saugschläuche „B“ prüfen 1,6 m 10,70 €
Saugschläuche „C“ prüfen 1,6 m 10,70 €
8.2. Reparatur Saugschläuche
Kupplung „A“ einbinden 12,30 €
Kupplung „B“ einbinden 12,30 €
Kupplung „C“ einbinden 12,30 €
Kupplung „A“ wechseln 13,00 €
Kupplung „B“ wechseln 13,00 €
Kupplung „C“ wechseln 13,00 €
Saugdichtung „A“ wechseln   3,10 €
Saugdichtung „B“ wechseln   3,10 €
Saugdichtung „C“ wechseln   3,10 €
Sprengring Kupplung „A“ einsetzen   7,20 €
Sprengring Kupplung „B“ einsetzen   5,10 €
Sprengring Kupplung „C“ einsetzen   5,10 €
Preise sind inclusive Einbindedraht zuzüglich Ersatzteile
nach dem gültigem Preis des Herstellers
9. Prüfen Wasser führender Armaturen
Prüfung umfaßt: Druckprüfung und Oberflächenreinigung, Funktionskontrolle.
Standrohr  2B   prüfen   5,10 €
Strahlrohr  „B“ prüfen   3,60 €
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Strahlrohr  „C“ prüfen 3,60 €
Strahlrohr  „C“ Quadro prüfen 3,60 €
Verteiler     B-CBC prüfen 7,20 €
Verteiler   2B-CBC prüfen 9,20 €
Kübelspritzen prüfen 5,60 €
Sammelstück  A-2B prüfen 5,60 €
Saugkorb  „A“ prüfen 5,10 €
Saugkorb  „B“ prüfen 5,10 €
Saugkorb  „C“ prüfen 5,10 €
Krümmer  „A“ prüfen 3,10 €
Krümmer  „B“ prüfen 3,10 €
Krümmer  „C“ prüfen 3,10 €
Übergangsstücke  „A-B“ prüfen 3,10 €
Übergangsstücke  „B-C“ prüfen 2,70 €
Zumischer  B Z4R prüfen 7,70 €
10. Prüfung tragbare Leitern
Schiebeleiter 3teilig 19,00 €
Schiebeleiter 2teilig 17,40 €
Steckleiter je Teil   8,70 €
Klappleiter   7,30 €
Hakenleiter 14,30 €
IV. Materialverbrauch / Kosten der Entsorgung
1. Materialien wie Wasser, Kohlensäure, Preßluft, Sauerstoff, Pulver, Ölbindemittel

usw. werden nach dem Verbrauch zu den jeweiligen Tagespreisen berechnet.
2. Die Entsorgung von gebrauchten Ölbindemittel oder sonstigen Verbrauchs-

materialien wird nach dem jeweiligen Tagestarif oder den tatsächlichen Kosten
berechnet.

V. Kostenersatz für mißbräuchliche Alarmierung
1. Die Kosten werden nach dem vorstehenden Tarif berechnet, zuzüglich eines Grund-

betrages von 100,00 €.
2. Bei mißbräuchlicher Alarmierung an Sonn- und Feiertagen oder in der Zeit von

22.00 Uhr bis 6.00 Uhr werden die doppelten Gebühren berechnet  zuzüglich ei-
nes Grundbetrages von 100,00 €.

      Niederbösa, den 02.04.2002
Hellmann/ stellv. Bürgermeister

Wichtige Rufnummern in Notfällen
  Rettungswache Greußen: siehe Notrufleitstelle
  Krankenhaus Sondershausen  0 36 32 / 6 70

  Polizei:
  Polizeiinspektion Sondershausen,
  Conrad-Röntgen-Straße 1   0 36 32 / 66 10
  Kontaktbeamter der Verwaltungsgemeinschaft
  in der Bahnhofstraße 13a          0 36 36 / 70 54 41

  Überfall/Verkehrsunfall: 110

  Feuer: 112
  Notrufleitstelle:       Dienstleistung für alle Gefahren

0 36 32 / 5 93 30
0 36 32 / 5 93 31

  Störungsdienst:
  Wasser: TAZ Sdh.  0 36 32 / 61 10
  TEAG Ebeleben Kundenzentr. 03 60 20 / 8 75
  E-ON Kundenzentr. Werther  0 36 31 / 95 54
  Gas: Netzleitstelle 7-16 Uhr  036043 / 7 41 32 00

16-07 Uhr  0800-6861177
  Giftnotruf Erfurt  03 61 / 73 07 30

  Tierheim Sömmerda  0 36 34 / 61 10 92

Informationen
zur Annahmestelle - Bauhof Greußen
Für die Bürger der Region Greußen ist die Annahmestelle
- Bauhof (Feuerwehrgelände) -  derzeit
jeden Donnerstag von 13.30 Uhr- 14.30 Uhr geöffnet.
Kostenlos entsorgt werden können:  Pappe, Papier, Flaschen, Gläser
und Schrott.
Für Bioabfälle (Aststärke bis 8 cm ) werden nachstehende Gebühren
erhoben: 1 PKW-Anhänger  = 4,00 Euro, 1 Fahrradanhänger = 1,00 Euro
1 Sack = 0,50 Euro
nicht angenommen werden:
Bauschutt, Fensterglas, Gelbe Säcke und Wertstoffe, welche in
gelbe Säcke gehören.
Änderungen der Öffnungszeiten werden rechtzeitig bekanntgegeben.

So sind wir erreichbar:

Tierheim Sömmerda
Weißenburg 7
99610  Sömmerda
Tel./Fax: 0 36 34 - 61 10 92
Funktelefon: 0171/ 64 08570

Öffnungszeiten:
Mo. - Fr.: 08.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 17.00 Uhr
Sa./So. 10.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr

Wer die Arbeit für Tiere in Not unterstützen möchte, kann dies
durch Spenden an:

„Tiere in Not e.V“
Sparkasse Mittelthüringen
BLZ: 820 51 000  Konto-Nr.: 140 035 788  tun.

Nichtamtlicher Teil
Aus den Ämtern

Hauptamt
Wichtige Information!
Nächster Erscheinungstermin des Amtsblattes:

Do., der 14.12.2006 Redaktionsschluß: Fr., der 08.12.2006
Die Ausgabe des Amtsblattes am 28.12.2006 entfällt wegen der
Feiertage. Bitte alle in diesem Zeitraum notwendigen Veröffentli-
chungen in der Ausgabe am 14.12.2006 veröffentlichen.

gez.: Ehrhardt/ Gemeinschaftsvorsitzender

Ärztliche und zahnärztliche Bereitschaftsdienste
erfragen Sie bitte bei der
Leitstelle Sondershausen: 0 36 32 / 5  93 30

Tierärztlicher Bereitschaftsdienst
01.12. - 08.12. Herr Dr. Salzmann
03 60 20 / 7 28 32

Ordnungsamt

Sprechzeiten des Sanitätshauses Schiebel
Dienstag und Freitag von 09.00 - 12.00 Uhr
In den Räumen der Sozialstation Greußen, Markt 36
Tel.: 0 36 36 / 77 87 66 oder  0 36 32 78 25 79

Bereitschaftsdienstzeiten:
Mo. - Fr 18.00 - 20.00 Uhr  Sa.  16.00 - 18.00 Uhr
So. und Feiertage 09.00 - 11.00 Uhr  und 16.00 - 18.00 Uhr

Bereitschaftsdienst der Apotheken im Dienstbereich
Greußen
27.11.06 - 03.12.06 Rats-Apotheke Weißensee
04.12.06 - 10.12.06 Adler-Apotheke-Greußen
11.12.06 - 17.12.06 Löwen-Apotheke- Kindelbrück

Grundstückseigentümer und Baubetriebe
Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass bei Nutzung von
öffentlichen Flächen (Strassen, Gehwegen und Plätzen) in der
Verwaltungsgemeinschaft Greußen, Ordnungsamt, Bahnhof-
strasse 13 a, eine Genehmigung einzuholen ist.
Laut § 45 StVO ist beim Verkehrsamt Sondershausen ein Antrag
auf Anordnung verkehrsregelnder Maßnahmen zu stellen. Das
Ordnungsamt der VG Greußen erteilt danach die Erlaubnis zur
Sondernutzung, die sich auf die Aufstellung von Gerüsten, Waren-
ständen, Lagerung von Baumaterial, Bauwagen, Containern und
jegliche Absperrung bezieht.
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Einladung
zur

Seniorenweihnachtsfeier
 Mittwoch, den 13. Dezember 2006

von 14.00 Uhr - 17.30 Uhr
im Kulturhaus Greußen

Wir laden Sie, liebe Seniorinnen und Senioren der Stadt
Greußen, Grüningen und unserer Region recht herz-
lich dazu ein.
Es erwartet Sie ein vorweihnachtliches Programm der
Grundschule Greußen sowie viel Musik zum Tanzen und
zur Unterhaltung.
Informieren Sie Ihre Freunde und Nachbarn und
verbringen Sie einen schönen Nachmittag bei Kaffee
und Kuchen in vorweihnachtlicher Atmosphäre.

Wir freuen uns auf Ihr Kommen!
Stadt Greußen, der Bürgermeister

Der diesjährige Weihnachtsmarkt findet

am Samstag, dem 09. Dezember 2006
von 14.00 - 18.00 Uhr auf dem Marktplatz

in Greußen statt.
Auftritt des
Posaunenchores
Besuch des
Weihnachtsmannes
Verteilen von
Geschenken
an die Kinder
Karussell
Zuckerwatte

Viele Verkaufsstände
mit reichhaltigem
Angebot an
Geschenkartikeln

Für Glühwein, sonstige
Getränke und
Speisen aller

Art ist bestens
besorgt.

e-mail adresse: stadt@greussen.de    Internet: www.greussen.de

Stadt Greußen/Grüningen

Aus den Orten Gemeinde Westgreußen

Zum

Weihnachtsmarkt
laden wir Sie ein,

 am 02.12.2006 ab 13.30 Uhr
auf dem Schenksplatz

in Westgreußen
zum netten Beisammensein.

Im Weihnachts-Café in der Gaststube um im
Antique-Café im Saalanbau und auf dem Saal

gibt es leckeren Kaffee, Tee und selbstgebackenen Kuchen
- das lohnt sich und macht die Entscheidung zur Qual.

Auch der Glühwein ist selbstverständlich selbstgemacht.
Und vom Grill uns die echte Thüringer Rostbratwurst

und das Brätel anlacht.

Es gibt viele Stände mit tollen Geschenkideen,
das können Sie sich auf unserem Markt ansehen.

Gebastelt wird natürlich auch.
Das ist, wie jeder weiß, so Brauch.

„Rumpelstielzchen“ heißt unser Märchen in diesem Jahr
- gespielt von Mitgliedern des Westgreußener Kulturvereins

das ist wohl sonnenklar.

Dann ist der Weihnachtsmann mit seinem Gefolge soweit
und hält für jedes Kind eine Kleinigkeit bereit.

Sie glauben nicht, wie wir uns auf diesen Tag freuen
wenn Sie uns besuchen - Sie werden es nicht bereuen.

Ob Schnee, ob Regen, ob Heiterkeit,
wir stehen bei jedem Wetter für Sie bereit.

Beim Parken, das werden Sie schnell sehen,
gibt es trotz Baustelle auch kein Problem.

An der Funkenburg ist zum Parken viel Platz
und zu Fuß sind Sie bei unserem Markt Ratz-Fatz.

Bis dahin grüßt der Westgreußener Kulturverein
alle hier, ob groß, ob klein

und der bärtige Mann mit dem lauten „Ho-Ho-Ho“
…sowieso.

Einladung zur

Weihnachtsfeier
Die Weihnachtsfeier der Volkssolidarität findet am Sonntag,
dem 10.12.06 um 14 Uhr in der Gemeindeschenke statt.
Der Frauenchor Clingen und „Mate“ sorgen für eine weih-
nachtliche Stimmung.
Alle Rentner aus Westgreußen und die Mitglieder der Orts-
gruppe der Volkssolidarität werden hiermit ganz herzlich
eingeladen.

Die Volkshelfer der Ortsgruppe Westgreußen

Ihre
Bürgerzeitung

der Verwaltungsgemeinschaft GREUSSEN
AAMMTTSSBBLLAATTTT

 Clingen Niederbösa

Greußen/Grüningen

Topfstedt
WestgreußenTrebra

Wasserthaleben

Das Amtsblatt erscheint 14-tägig donnerstags in der geraden Woche.
Redaktionsschluß ist jeweils freitags vor der Erscheinungswoche.
Danach eingehende Beiträge oder Anzeigen können nur bedingt
berücksichtigt werden. Wir bitten um Ihr Verständnis.

Weihnachtsmarkt
in Greußen



AMTSBLATT - 18 - Nr.22/06

Gemeinde Trebra

Am 02.12.2006, ab 14.30 Uhr
findet im  „Dorfgemeinschaftshaus Trebra”

die diesjährige

„Seniorenweihnachtsfeier”
statt.

Alle Senioren, Vertriebene und Erwerbsunfähigkeitsrentner
sind mit Partner dazu recht herzlich eingeladen.

Es lädt herzlichst ein:
die „Ortsgruppe des Landfrauenvereins Trebra e.V.“

Allgemeiner Teil

Aus Vereinen und Verbänden
Gemeinde Topfstedt

Ergebnisse der Haus- und Straßensammlung des
Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V.
Ortsteil Obertopfstedt 137,00 €
Ortsteil Niedertopfstedt 207,00 €
Gesamt: 344,00 €
Der Gemeinderat bedankt sich bei der ehrenamtlichen Sammlerin
und Sammlern:
Frau Heidrun Franke sowie Herrn Norbert Franke und Herrn Sieg-
ried Biebler  herzlich.

gez: Halecker/ Bürgermeister

Einladung
zur nächsten Zusammenkunft der Arbeitsgemeinschaft
Heimatgeschichte Topfstedt

Datum:  30.11.2006 Uhrzeit:  19.00 Uhr
Ort:  Saal Gaststätte Obertopfstedt

Tagesordnung:
1. Begrüßung
2. Übergabe der Zuarbeit der Verantwortlichen der Sachbereiche

an den Ortschronisten
3. Verschiedenes
4. Schlußwort

Bemerkung aus aktuellem Anlaß!
Es muß in der Natur der Sache liegen, daß Politiker meist etwas
langsamer als ihr Wahlvolk denken!
Siehe den Beitrag unserer AG im Amtsblatt Nr. 20/06 vom 02.11.2006
und die Schlagzeile der Thüringer Allgemeinen vom 21.11.2006

„Die CDU vor ihrem Parteitag oder
Was man von Rheinland Pfalz-Pfalz über die
Gebietsreform lernen kann“

Ihre AG Heimatgeschichte Topfstedt

Unser Angebot im Jugendhaus Greußen
für Kinder von 8 - 13 Jahre    15.00 - 18.00 Uhr

Di., 28.11. Sportliche Spiele
Billard kostet nix
Mi., 29.11. Kreativ
Weihnachtliche Gestecke Kosten: 1,- €
Do., 30.11. Plätzchen backen
Weihnachtliche Leckereien Kosten: 1,- €
Fr.-, 01.12. Kreativ für „Große“
Alle Eltern, Omas & Opas, die gern etwas Schönes zur
Weihnachtszeit basteln wollen, sind eingeladen! Kosten 2,- €
Di., 05.12. Sportliche Spiele
Dart kostet nix
Mi., 06.12. Kreativ
Weihnachtssterne und mehr… Kosten: 1,- €
Do., 07.12. Backen
Weihnachtlicher Baumschmuck Kosten: 1,- €
Di., 12.12. Sportliche Spiele
Tischtennis kostet nix
Mi., 13.12. Kreativ
Weihnachtliche Fensterbilder Kosten: 1,- €
Do., 14.12. Wir feiern Weihnachten wie in Frankreich mit unserer Fran-
zösin Laureline - Märchenhafter Weihnachtsnachmittag  Kosten: 1,-€
Di., 19.12. Sportliche Spiele
Schneeballweitwurf kostet nix
Mi., 20.12. Kreativ
Kleine Weihnachtsgeschenke in letzter Minute Kosten: 1,- €
Do., 21.12. Backen
wir bauen ein Pfefferkuchenhaus Kosten: 1,-€

Öffnungszeiten zwischen den Feiertagen am 27./ 28./29.12.2006
Für Kinder von 14.00  - 19.00 Uhr
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Information an alle Mitglieder
des Greußener Hundesportvereins
Nächste Trainingsstunden:

Samstag 14.00 - 17.00 Uhr
Sonntag 09.00 - 12.00 Uhr

Information an alle Mitglieder des Schutz- und
Gebrauchshundesportvereines Niedertopfstedt e.V.
Nächste Trainingstage:
Samstag, den 02.12.2006 ab 13.00 Uhr
Samstag, den 09.12.2006 ab 13.00 Uhr

Zusätzliches Training ist nach Absprache  auch an den Sonntagen möglich!

Mahlzeitendienst der Volkssolidarität Sondershausen
Alexander Puschkin Promenade 10 Sondershausen

Ihr Urlaub steht endlich vor der Tür ?!
Aber: Wer versorgt Ihre Angehörigen mit

der täglichen heißen Mahlzeit?
Wir, der Mahlzeitendienst der Volkssolidarität übernehmen
das gerne für Sie!
Für mehr Informationen rufen Sie uns einfach unverbindlich an unter
Tel: 03 6 36 / 700737

Einladung
Der Ortsverband der Heimkehrer Greußen

lädt alle Mitglieder

zum  adventlichen Stammtisch
am Mittwoch, dem 13. Dezember 06, um 14 Uhr

in die Gaststätte „Pizzeria”  am Steinweg ein.
Auch die Ehepartner sind dazu eingeladen.

Der Vorstand

     Preisrommé
      in Wasserthaleben
       Am 09.12.06 findet um 13.30 Uhr

im Versammlungsraum der Gemeinde
unser Romméturnier statt.

Dazu sind alle Romméfreunde herzlich eingeladen.
Für Speisen und Getränke ist gesorgt.

Einladung
Am Freitag, dem 08. Dezember 2006,
führen wir unsere Monatsversammlung durch.
Beginn: 19.30 Uhr
Ort: Eiscafé Günther Greußen, Neustadt 74
Kaninchenzuchtverein „Gut Zucht”
T 221 Greußen und Umgebung e.V.
Der Vorstand

Einladung
Am Dienstag, dem 12. Dezember 2006
führen wir unsere
Monatsversammlung durch.
Beginn: 19.30 Uhr
Ort: Eiscafé Günther Greußen, Neustadt 74

Rassegeflügelzuchtverein 1888
Greußen und Umgebung e.V.

Kindergarten Topfstedt /
Trägerwerk soziale Dienste e.V.

In Kinderaugen liegt die Wahrheit,
liegt das Gute in unserer Welt.

Ihre Wünsche gehen auf Reisen
bis zum fernen Himmelszelt.

Gemeinsam mit unseren Kindern beschreiten wir den Weg, eine
neue kreative Welt zu entdecken, Emotionen freizusetzen und der
Phantasie freien Lauf zu lassen.
Wir wollen Neugier und Begeisterung wecken, um die Wunder der
Natur mit allen Sinnen zu erleben. Dazu nutzen wir Wanderungen
und Ausflüge in die nähere Umgebung. Wir erkunden und erleben
unsere Heimat als Forscher, Entdecker, Erfinder, Handwerker, Künst-
ler und kleine Philosophen. Besonderheiten im Kindergartenalltag
sind Feste und Feiern, wie Faschingsumzug, Kindertagsfahrt, Sport-
wettkampf, Theaterbesuch, Oster-, Herbst- und Weihnachtsfeier.
Das Zuckertütenfest ist stets der Höhepunkt, das alle Kinder, Eltern
und Gäste gemeinsam begehen, mit Kaffeetafel, Programmauf-
führung, Puppenspiel, Lagerfeuer u.v.m..
Unser Kindergarten nimmt ab September 2006 Kinder im Alter von
einem Jahr auf. Wir garantieren einen elternbegleitende Ein-
gewöhnung, ganz nach Gewohnheiten des Kindes und dem Wunsch
der Eltern.
Wir führen zwei Gruppen – 1-3 jährige und 3-6 jährige Kinder – die
von drei ausgebildeten Erzieherinnen betreut werden.

Das Trägerwerk Soziale Dienste führt unsere Einrichtung gemäß
den gesetzlichen Bestimmungen, berät uns in der pädagogischen
Arbeit und Qualitätsentwicklung, ermöglicht und fördert eine aktive
fachliche Fortbildung aller Erzieherinnen.
Die Gemeinde garantiert die Bereitstellung notwendiger strukturel-
ler Rahmenbedingungen sowie die Finanzierung der Tagesstätte.
Ein Dankeschön an die fleißigen Väter, die uns bei der Garten-
gestaltung im Frühjahr behilflich waren, an Herrn Jan Zimmermann
für die gezimmerte Werkbank.
Unser Dank auch an die Gemeindediener für die ständige Hilfe im
Kindergarten.
Unsere Öffnungszeiten:  06.00 Uhr - 17.00 Uhr
Schließzeiten:         Zwischen Weihnachten und Neujahr
Beitrag:  90,00 Euro         Essen:  1,70 Euro
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Die AOK informiert!
Ohne Zuzahlung
Zum 1. November 2006 haben die gesetzlichen Krankenkassen die
Liste der Medikamente erweitert, für die unter bestimmten Bedingun-
gen die Zuzahlungen wegfallen. „Jetzt sind es über 6.000 Medikamen-
te ohne Zuzahlungen. Darunter viele Antibiotika, Blutdruck- und Herz-
mittel, Cholesterinsenker und Magen-Darm-Mittel“, so AOK-Regional-
leiterin Sylvia Molis. Die aktuelle Liste dieser Medikamente gibt es un-
ter www.aok.de/thr (Button Gesundheitswissen).

AOK schließt Rabattvertrag mit Insulinhersteller Lilly
Für AOK-Versicherte in Kyffhäuserkreis ist kurzwirksames Analog-In-
sulin auch künftig verordnungsfähig
Die AOK im Kyffhäuserkreis übernimmt für alle Typ-2-Diabetiker ohne
Mehrkosten die weitere Behandlung mit Analog-Insulin der Firma Lilly.
Möglich wird das durch den jetzt abgeschlossenen AOK-Rabattvertrag
mit diesem Insulinhersteller. Darin ist geregelt, dass die Abgabe der
Analog-Insuline „Humalog“ und „Humalog Mix“ nicht zu höheren Kos-
ten führt. Der Preis für beide Produkte liege normalerweise rund 30
Prozent über dem Preis für Humaninsulin.
„Der Vertrag regelt, dass die AOK den Differenzbetrag von Lilly erstat-
tet bekommt. Das ist ein großer Vorteil für unsere Versicherten, die ihre
gewohnte Therapie mit allen Lilliy-Insulinen weiterführen können,“ so
AOK-Regionalleiterin Sylvia Molis.

Knochendichte-Messung als individuelle Gesundheitsleistung
Mit der Abkürzung IGeL werden individuelle Gesundheitsleistungen
bezeichnet, die Patienten aus der eigenen Tasche bezahlen müs-
sen. „Neben durchaus nützlichen Leistungen, gibt es auch überflüs-
sige Angebote. Patienten sollten sich deshalb im Vorfeld einer sol-
chen Untersuchung bei ihrer Kasse informieren und beim Arzt einen
Kostenvoranschlag einholen“, so Sylvia Molis, Regionalleiterin der
AOK in Sondershausen. Dies gilt auch für eine Knochendichte-Mes-
sung. Nach einfachen Knochenbrüchen muss eine solche Messung
in der Regel nicht sein. Kommen bei einem Patienten ein Bruch ohne
äußere Einwirkung (z.B. Sturz) und ein begründeter Verdacht auf
Osteoporose zusammen, wird die Knochendichte-Messung von der
Kasse bezahlt.

Radfahren und Walking sind gut für die Gelenke
Beim Radfahren, Walking oder auch Schwimmen werden die Stoß-
belastungen, die an den betreffenden Gelenken entstehen, in der
Regel vermindert bzw. abgeschwächt. Untersuchungen haben er-
geben, dass die Belastung bis zu 66 Prozent geringer ausfällt als
beispielsweise beim herkömmlichen Jogging. Auch beim Aquajogging
vermindert sich durch den Auftrieb des Wassers die Gelenkbelastung.
„Für Patienten mit Arthrose ist, neben der täglichen Gymnastik,
Schwimmen und Radfahren besonders zu empfehlen“, weiß Sylvia

Adventssingen
in der Clingener Kirche

„St. Gumbertus“
Die Kirchgemeinde Clingen lädt zum
Adventssingen am

3. Dezember 2006
um 14 Uhr in die St. Gumberti–Kirche

mit anschließendem Adventskaffee
        im Pfarrhaus ein.

Das Programm
wird gestaltet
durch:
den Frauenchor Clingen
den Männergesangverein Clingen
den Posaunenchor Greußen

Molis, Regionalleiterin der AOK in Sondershausen. Zu berücksichti-
gen ist dabei die Gesamtsituation des Patienten. Dazu zählen der
Schweregrad der Arthrose, der Zustand der Muskulatur und auch
die motorische Leistungsfähigkeit. Vor Beginn der sportlichen Betä-
tigung und der Auswahl einer Sportart sollte man sich mit dem Arzt
beraten.

Einladung zum 12.

Truthahn-
schießen

 Veranstalter:
Sportschützenverein Clingen e. V.

Ort der Durchrührung:
Schießstand des Sportschützenvereins
Clingen e.V.
(Wegbeschreibung: aus Greußen kom-

mend Richtung Wasserthaleben, Ortsein-
gang Westgreußen rechts über Bahnübergang, hinter dem Sport-
platz).

Austragungszeit: 09.12.2006
Beginn: 09.00 Uhr
Anmeldeschluss: 14.00 Uhr

Teilnahmeberechtigte:
sind alle Schützen mit einem gültigen Versicherungsschutz.

Wettkampfbedingungen:
- 7 Schuss auf eine Truthahnscheibe, die zwei
  schlechtesten Treffer werden gestrichen
- bei Nachkauf 5 Schuss
- Nachkauf entsprechend der Standkapazität möglich
- Anschlag: stehend freihändig, ab 60 Jahre aufgelegt.
- die beste Serie kommt in die Wertung

Allgemeine Bedingungen:
- zugelassen sind Gewehre sowie Pistolen mit Steinschloss
  bzw. Perkussionszündung und Perkussionsrevolver
- Schussentfernung: 50 m bei Gewehr

25m bei Pistole und Revolver
- Bekleidung freigestellt
- Traditionskleidung erwünscht

(Sicherheitsbestimmungen laut Sportordnung)

Startgebühren:
- Truthahnscheibe 5,-  Euro
- Nachkauf 3,-  Euro

Ehrungen und Preise:
-  jeder Teilnehmer erhält eine Teilnehmerurkunde
- die drei Erstplatzierten erhalten eine Siegerurkunde und
  einen Truthahn in der Größe entsprechend ihrer Platzierung
- der viert Platzierte (Gewehr) erhält eine Babypute

Speisen und Getränke:
- Für eine Trappermahlzeit und das leibliche Wohl
  wird gesorgt.

Wir wünschen allen Besuchern eine gute Anreise, sowie einen an-
genehmen Aufenthalt. Allen Teilnehmern „Gut Schuss“.

12. Truthahnschießen
Die „Black Powder Companie“ zu Clingen lädt auch in diesem Jahr
in die Pelz- und Handelsstation am Helbe River zum diesjährigen
Truthahnschießen ein.
Red Fox, unser erfahrener Truthahnjäger und Fährtenleser hat in
letzter Zeit schon einige Einstände besonders großer und prächti-
ger Truthähne ausfindig gemacht und wird sie bis zur großen Jagd
vor Wilderern, Vielfraßen und vor recht seltsamen Vertretern eines
unbekannten Stammes, welche in letzter Zeit durch unsere Wälder
und Prärien schleichen, beschützen.
Also Trapper, Fallensteller, Waldläufer und Freunde des
Schwarzpulverschießens, bereitet Euch gut auf die große Jagd vor,
es wird sich lohnen und vielleicht gibt es auch den einen oder ande-
ren grünen Kopfschmuck. Bepackt Euere Mulis und auf zur „Black
Powder Companie" zu Clingen, der Weihnachtsbraten wartet.

Sportschützenverein Clingen e.V.

Das Programm
wird gestaltet
durch:
den Frauenchor Clingen
den Männergesangverein Clingen
den Posaunenchor Greußen
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Der Verein „Klostergut Bonnrode“

lädt am 1. Advent, den 03.12.06 um 13 Uhr
zum  traditionellen Weihnachtsbasteln  ein.

Naturmaterialien zum Basteln werden gegen einen kleinen
Obolus  bereitgestellt.
Für Interessierte gibt es einen Vortrag von Steffen Köhne über
die Geschichte des Gutes.
Der Backofen wird angeheizt. Mit heißen Getränken,
Weihnachtsgebäck, Brotplätzchen und Bratäpfel lädt der Ver-
ein zum gemütlichen Beisammensein ein.

Wettkampfergebnisse von Schützen des
SSV Clingen 1993 e.V. Kyffhäuserrangliste 2006
KK-Gewehr Auflage
Junioren
1. Fricke, Marcel 770 Ringe
Schützen
1. Bohne, Bernd 827 Ringe
3. Fricke, Steffen 808 Ringe
5. Thon, Ulrich 766 Ringe
9. Rindermann, Lutz 678 Ringe
Senioren
5. Bohne, Horst 771 Ringe

Wettkämpfe mit Starts von Schützen des
SSV Niedertopfstedt 1991 e.V.
I. Thüringer Rangliste  Vorderlader am 04.11.2006 in Holzthaleben
   Perkussionspistole
7. Frank Bohn 124 Ringe/ o.U.
II. 14. Erich-Dießner Pokal in Gera am 10.-12.11.2006
Luftpistole
3. Philipp Göpfert 175 Ringe/Sch.
5. Schristian Windisch 156 Ringe/ Sch.
6. Christopher Keitel 123 Ringe/ Sch.
2. Patrick Strutz 363 Ringe/ ug.
III. Thüringer Rangliste KK-Pistole/Revolver am 18.11.2006 in
     Erfurt
Tageswertung:
KK-Pistole
1. Karl-Heinz Kämmerer 369 Ringe/ SEN
4. Frank Bohn 371 Ringe/AKL
KK-Revolver
1. Frank Bohn 368 Ringe/AKL+SEN
5. Karl-Heinz Kämmerer 352 Ringe/AKL+SEN
Endstand Thüringer Rangliste 2006:
KK-Pistole
1. Karl-Heinz Kämmerer 536 Ringe/SEN
7. Frank Bohn 542 Ringe/AKL
KK-Revolver
2. Frank Bohn 540 Ringe/AKL+SEN
5. Karl-Heinz Kämmerer 520 Ringe/AKL+SEN
IV. Aloisa-Reins-Gedenkpokal 2006 vom 17.-19.11.2006 in Saal-
feld
Luftpistole
5. Philipp Göpfert 174 Ringe/ Sch.
9. Schristian Windisch 152 Ringe/ Sch.
10. Christopher Keitel 121 Ringe/ Sch.
2. Patrick Strutz 370 Ringe/ Jug.

Gruppe für Kinder aus Trennungs- und Scheidungs-
familien beginnt am 05.12.06
Seit dem Jahr 1960 lässt sich ein kontinuierlicher Anstieg der
Scheidungszahlen verzeichnen. Vor allem für Kinder stellt die Tren-
nung der Eltern eine mehr oder weniger abrupte und tief greifende
Veränderung in der Lebenssituation dar. Scheidungsfolgen können
für die betroffenen Kinder sehr unterschiedlich sein.
Vor allem der Verlust eines Elternteils und der daran anschließen-
de begrenzte Kontakt zum getrennt lebenden Vater oder auch zu
der nicht mehr mit den Kindern zusammenlebenden Mutter ist eine
krisenhafte Erfahrung. Zudem werden anhaltende Konflikte zwi-
schen den Eltern von Kindern als sehr belastend empfunden.
Scheidungskinder können Auffälligkeiten wie Schlafstörungen,
Schulversagen, Zurückgezogenheit sowie überaktives oder aggres-
sives Verhalten zeigen.
Eltern sollten ihren Kindern in der Scheidungsphase bei ihrem Kum-
mer und ihren Sorgen einfühlsam zur Seite stehen. Das ist jedoch
nicht leicht, denn Mutter und Vater sind im Umgang mit der neu
eintretenden Familiensituation vielfach mit sich selbst beschäftigt.
Kinder brauchen bei Trennung und Scheidung der Eltern einen
Ansprechpartner, der sich aufmerksam ihren Fragen und Ängsten
zuwendet. Dieser Aufgabe widmet sich die Erziehungs-, Familien-,
Ehe- und Lebensberatungsstelle der Starthilfe Sondershausen e. V.
In Gruppen für Kinder aus Trennungs- und Scheidungsfamilien wird
spielerisch versucht, die starke Betroffenheit der Kinder zu mindern.
Die Kinder erfahren, dass sie nicht allein sind und es anderen Kin-
dern ähnlich geht.
Wir orientieren uns bei unserer Arbeit am Entwicklungsstand der
Kinder. Sorgen, Fragen und individuelle Bedürfnisse von Kindern
und Eltern spielen eine große Rolle und werden bei den einzelnen
Gruppensitzungen berücksichtigt. Parallel zur Kindergruppenarbeit
werden auch die Eltern zu Gesprächsrunden eingeladen.
Wenn Sie Sorgen dieser Art haben, können Sie sich unter der Ruf-
nummer 03632/666180 vertrauensvoll an die Beratungsstelle wen-
den.
Eine neue Gruppe für Kinder aus Trennungs- und Scheidungs-
familien beginnt am 08.05.2006 in Sondershausen, August-Bebel-
Straße 5. Es sind noch einige wenige Plätze frei.

Märchenhafte Pferdeweihnacht

Der Reit-, Zucht- und Fahrverein (RZFV) Bellstedt
lädt alle Pferdefreunde und Gäste von nah und
fern herzlich zum Weihnachtsprogramm
am 09.12.2006 auf dem Reiterhof der Familie
Umlauf in Bellstedt ein. Beginn: 14.00 Uhr
Auch in diesem Jahr zeigen klein und groß
nicht nur im Schritt, Trab und Galopp, was sie in den Reitstunden
von David Umlauf gelernt haben. Ein phantasievolles Schau-
programm in hübschen Kostümen zur Weihnachtszeit umrahmt den
„verzauberten“ Reiterhof. Höhepunkt ist ein bekanntes Märchen,
aufgeführt von unseren jüngsten Reitmitgliedern. Des weiteren
warten viele Überraschungen auf unsere Besucher. Der Weihnachts-
mann hat auch schon für alle kleinen Gäste etwas bereit gestellt.
Für das leibliche Wohl ist bestens gesorgt. Der Eintritt ist frei.

RZFV Bellstedt

Einladung
Die Jagdgenossenschaft „Greußen/ Grüningen“ lädt alle
Landeigentümer am Donnerstag, dem 14.12.06 um 19.30 Uhr
zur Wahl des Vorstandes im „Dorfkrug“ in Grüningen
herzlich ein.
Tagesordnung:
1. Begrüßung            2. Vorschläge zu Vorstandsmitgliedern
3. Verabschiedung und            4. Wahl des neuen Vorstandes
    Entlastung des Vorstandes    5. Schlußwort des neuen Vorsitzenden

„Tragt in die Welt
nun ein Licht…“
Diesem Aufruf folgten zum Martinifest auch die Kinder und Fa-
milien aus dem Kinderhaus der Diakoniegesellschaft in Grünin-
gen sowie zahlreiche Kinder und Anwohner aus dem Ort und
der Umgebung. Im Pflegeheim Grüningen konnten die Kinder
einigen Bewohnern mit ihren Laternchen und Liedern Freude
bringen.
Danach konnte man die Laternchenlieder auch in den Straßen
von Grünigen hören.
An dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an die Freiwil-
lige Feuerwehr Grüningen, die den Laternenumzug beglei-
tet und abgesichert hat.
Die Mitarbeiter aus dem Kinderhaus in Grüningen
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Liebe Mitglieder und
Freunde unseres
Fördervereins,
liebe Greußnerinnen
und Greußner!
Der Vorstand des Vereins
zur Erhaltung und
Förderung der St. Martini-
Kirche zu Greußen e.V.
möchte sich ganz
herzlich bei allen bedan-
ken, die uns bei unserer Listensammlung, durch Spenden
unterstützt haben. Die Listensammlung war ein voller Erfolg.
Die Spendensumme beträgt: 4335,50 Euro.
Den Erlös der Sammlung werden wir verwenden
- für die Fortführung der Elektro-Installation im Altarraum und auf

der 2. Empore an den Standorten der ökumenischen Kantorei
und Posaunenchor und spezielle Kirchenmusik

- Sanierung des nördlichen Chorgestühls im Altarraum.

Nochmals herzlichen Dank!
Rolf Liebetruth für den Vorstand

St. Martini

     Einladung zur

RentnerweihnachtsfeierRentnerweihnachtsfeierRentnerweihnachtsfeierRentnerweihnachtsfeierRentnerweihnachtsfeier
am Mittwoch, dem 06.12.2006 auf dem

Saal der Gaststätte „Zum Frosch“
Es erwartet Sie ein weihnachtliches Programm mit den
Kindern des Kindergartens.
Bei Kaffee und Kuchen wünschen wir gute Unterhaltung.

VS Wasserthaleben

4. Weihnachtsmarkt
 der Greußener

   Grundschulkinder
am Mittwoch, dem 6. Dezember 06

ab 16.00 Uhr  auf dem Schulhof, bei Regen in
der Turnhalle der Grundschule Greußen.
Die Kinder bieten schöne Bastelarbeiten und
Leckereien an. Gegen 17.00 Uhr kommt der
Nikolaus.

   Groß und Klein sind herzlich eingeladen.

Im Rahmen ihres Projektes
„Der Igel“ erfuhren die
drei 1. Klassen
der Greußener
Grundschule
eine Menge
über die Le-
benswe ise
des stacheligen
Gesellen.
In Zeitschriften, Bü-
chern und einem Vi-
deo fanden die Schü-
ler die wichtigsten
Fakten. Auf Arbeits-
blättern sowie in Bastel- und Malarbeiten wurde das Wissen fest-
gehalten.
Den Höhepunkt bildete jedoch der Besuch einer jungen Frau
aus Weißensee, die selbst Igel über den Winter betreut. Sie brach-
te uns einen zahmen und einen „wilden“ Igel mit und berichtete
uns von ihrer Tätigkeit mit den Tieren. Den zahmen Igel konnten
alle aus der Nähe betrachten und streicheln. Da er den Kontakt

mit Menschen
gewöhnt war,
rollte er sich
nicht ein.
Wann hat man
dazu schon
einmal die Ge-
legenheit?
Dieser erleb-
nisreiche Vor-
mittag bleibt
allen sicher in
guter Erinne-
rung.

Kirchliche Nachrichten

Evang.-Luth. Kirchgemeinde Greußen
Gottesdienste:
So., 03.12..  09.30 Uhr in der Kirche - Festgottesdienst 1275 Jahre Kirche

           in Greußen
     17.00 Uhr  Adventskonzert in der Kirche mit Fischer-Chor

          SDH u. ökumenischen Kirchenchor Greußen
So., 10.12. 09.30 Uhr im Gemeindezentrum
So. 17.12.  09.30 Uhr im Gemeindezentrum
Adventsandachten:   Mi., 06.12., 13.12., 20.12.  19.00 Uhr im GZ
Do., 30.11. 19.00 Uhr Gemeindeabend im GZ
Do., 06.12. 19.00 Uhr Bibelabend im GZ
Do., 13.12. 19.00 Uhr Filmabend im GZ
Seniorenkreis:  Mi., 20.12.  14.00 Uhr im GZ
Christenlehre:
montags, 14.30 Uhr Kl. 4;   15.15 Uhr Kl. 1-3;  16.15 Uhr Kl. 5+6
Ökumenischer Chor: Probe jeden Dienstag, 19.30 im Herrenstraße 3
Posaunenchor der Kirchgemeinde: freitags, 19.00 Uhr
Die Landeskirchliche Gemeinschaft lädt ein: (im Gemeindezentrum)
So   Gemeinschaftsstunde  17.00 Uhr, 14-tägig
Nachfrage bei D. Klötzke, Clingen, Tel.: 70 14 35
Öffnungszeiten des Pfarrbüros in Greußen
Mo.: 10.00 - 12.00 Uhr,  Do.: 10.00 - 12.00 Uhr,  Fr.:  09.00 - 11.00 Uhr
oder telefonisch unter 03636703335 bzw.
über email evangpfarramt@kirche-greussen.de

Evang.-Luth. Kirchgemeinde Clingen
Gottesdienst:
Sonntag, d. 03.12.  14.00 Uhr
Adventliches Konzert mit Andacht in der Kirche und anschließendem Kaffee-
trinken im Pfarrhaus
So., 10.12. 09.15 Uhr,  Mi., 13.12. 14.00 Uhr  Frauenkreis
Christenlehre: mittwochs,  16.00 Uhr, anschließend Krippenprobe

Evang.-Luth. Kirchgemeinde Westgreußen
Adventsmusik findet statt, bitte den Termin dem aktuellen Aushang entneh-
men.

Evang.-Luth. Kirchgemeinde Wasserthaleben
Gottesdienst: Sa., 02.12.  14.00 Uhr
Adventsmusik mit anschließendem Kaffeetrinken
Do., 14.12.  14.00 Uhr Adventssingen im Kerzenschein

Evang.-Luth. Kirchgemeinde Trebra
Gottesdienst: Sonntag, d. 10.12. 13.00 Uhr
Christenlehre: donnerstags, 16.00 Uhr
Frauenkreis: Do., 14.12., 14.00 Uhr
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       Sportnachrichten
Fußballansetzungen
Greußen
Kyffhäuserliga
03.12. 14.00 Uhr SV BW Greußen II - VfB Oldisleben
10.12.14.00 Uhr SV BW Greußen II - TSV BW Westerengel
Clingen
Kyffhäuserliga
03.12. 14.00 Uhr SG Eintracht Clingen - VfB Artern 1919 II
09.12. 14.00 Uhr SG Eintracht Clingen - SV Blau-Weiß Bottendorf
2. Kreisklasse, West
10. 12. 14. 00 Uhr SV  Abtsbessingen - SV Eintracht Clingen II
Westgreußen
Kyffhäuserliga
03.12. 14.00 Uhr SG Berka- SV 62 Westgreußen I
09.12. 14.30 Uhr SV Eintracht Bretleben - SV 62 Westgreußen I
Kreisklasse, West
02.12. 14.30 Uhr SV Wasserthaleben - SV 62 Westgreußen II
09.12. 14.30 Uhr SV Großenehrich II - SV 62 Westgreußen II
Wasserthaleben
2. Kreisklasse, West
02.12. 14.30 Uhr SV Wasserthaleben - SV 62 Westgreußen II
10.12. 14.00 Uhr SV Wasserthaleben - VfL Ebeleben II
Obertopfstedt
2. Kreisklasse, Staffel West
03.12. 14.00 Uhr SG Empor Sondershausen II - SG Obertopfstedt
09.12. 14.30 Uhr FSV 1990 Grüningen - SG Obertopfstedt
Grüningen
2. Kreisklasse, Staffel West
09.12. 14:30 Uhr FSV 1990 Grüningen- SG Obertopfstedt
Frauen, Landesklasse
03.12. 14.00 Uhr 1. FFV Erfurt II - FSV 1990 Grüningen
09.12. 14.00 Uhr FSV 1990 Grüningen- SG 1921 Merxleben
Trebra
1. Kreisklasse, Staffel West
03.12. 14.00 Uhr FSV 1999 Trebra - SV Göllingen
10. 12. 14.00 Uhr FSV 1999 Trebra - SG Kyff. Steinthaleben

An alle ehemaligen Wasserballer!
Information des MTV Greussen Abteilung
Wasserball
Die erste Männermannschaft lädt alle ehemaligen
Wasserballer wieder mal zu einem Veteranentreffen
und Erinnerungsaustausch ein.

Freitag, den 29.12.2006 um 17.30 Uhr
     in der Gaststätte „Zum Prinzen“

Frank Rosenbauer und  Horst Laue

Evang.-Luth. Kirchgemeinde Niederbösa
Gottesdienst: Sonntag, d. 10.12.  14.00 Uhr
Christenlehre: donnerstags, 16.00 Uhr im Pfarrhaus Trebra
Frauenkreis: Do., 14.12., 14.00 Uhr   im Pfarrhaus Trebra

Katholische Kirchengemeinde Greußen
Do., 30.11. 14.30 Uhr Seniorenmesse, anschl Kaffeetafel
So., 03.12. 1. Adventsonntag  08.30 Uhr Hl. Messe  in Greußen
Di.,  05.12. 09.00 Uhr Gemeindemesse in Greußen
Sa., 09.12. 16.30 Uhr GD in Großenehrich
So., 10.12.  2. Adventsonntag 08.30 Uhr Hl. Messe in Greußen
Di., 12.12. 09.00 Uhr Gemeindemesse in Greußen
• Religionsunterricht: 09.12.06 und zu den gewohnten Zeiten
• Ökumenischer Chor:  Probe dienstags 19.30 Uhr in der Herrenstraße
• Jugendabend je nach Absprache
• Türkollekte: 1. Sonntag im Monat
• Konzert am 03.12.06 in der Martini-Kirche Greußen
• Kaffeeklatsch arbeitsloser Frauen: Termin nach Absprache - Fahrt zum

Weihnachtsmarkt nach Erfurt
• Kirchenreinigung: ab 08.12.06 Gruppe 5
• Tel.: Herr Pfarrer Albrecht  036 32 / 54 32 38,   Frau Sieling 03636/7788 55
• Konto der Kirchgemeinde: Kyffhäusersparkasse

Konto-Nr.:  320 000 6268 BLZ: 820 550 00

Neuapostolische Kirche Greußen
Gottesdienste:   in der Erfurter Straße 14
jeden So. 09.30 Uhr und jeden 2.+ 4. Mi. 19.30 Uhr

             Geburtstage der älteren Bürger
                 der Verwaltungsgemeinschaft Greußen
Wir gratulieren zum  65., 70., 75. Jubiläum und ab dem 80. Geburtstag

Greußen
05.12. Herrn Fritz Lukas .......................... zum 85. Geburtstag
05.12. Herrn Karl-Heinz Hahn ................. zum 70. Geburtstag
05.12. Frau Edith Hanke ......................... zum 65. Geburtstag
07.12. Herrn Helmut Kommol ...................zum 83. Geburtstag
07.12. Frau Ursula Becker ...................... zum 81. Geburtstag
08.12. Herrn Edwin Schreiber ................. zum 81. Geburtstag
10.12. Frau Helene Schuchardt ............... zum 87. Geburtstag
11.12. Frau Gertrud Schettler ...................zum 82. Geburtstag
Grüningen
04.12. Herrn Kurt Steinmetz .................... zum 65. Geburtstag
06.12. Frau Edda Goy ............................. zum 65. Geburtstag
Clingen
09.12. Frau Johanna Kellermann ............ zum 88. Geburtstag
Niedertopfstedt
07.12. Frau Brunhilde Pfaffe .................... zum 70. Geburtstag
Wasserthaleben
11.12. Herrn Kurt Hesse .......................... zum 89. Geburtstag
Westgreußen
05.12. Herrn Josef Weidhaus ...................zum 70. Geburtstag
07.12. Frau Charlotte Herrmann...............zum 82. Geburtstag
13.12. Herrn Friedrich-Alfred Kups .......... zum 85. Geburtstag
Trebra
04.12. Herrn Kurt Eder .............................zum 84. Geburtstag
12.12. Herrn Arno Martin ......................... zum 80. Geburtstag
13.12. Frau Verona Fritsch ...................... zum 70. Geburtstag

Herzlichen Glückwunsch

                  Wir gratulieren

Sonstiges

Ab dem 15. Dezember bleibt meine Praxis geschlossen.
Am 02.01.2007 beginnt die Praxis wieder zu den  gewohnten
Sprechzeiten.

Markt 22, 99718 Greußen, Tel. 03636/ 70 20 80
Vertretung: Ärzte am Ort

Dr. Ingrid JordanDr. Ingrid Jordan
Fachärztin für Allgemeinmedizin

Chirotherapie

Wir wünschen eine besinnliche Adventszeit
und ein glückliches Neues Jahr.

Sprechzeiten
Mo Di Mi Do Fr

8.00 - 11.30 8.00 - 11.30 8.00 - 11.30 8.00 - 11.30 8.00 - 11.30
16.00 - 18.00 - - 16.00 - 18.00    -

            Wir laden Sie herzlich ein zum großen

Weihnachtsbaum-Verkauf

Nordhäuser Straße 71 •  Greußen
        0 36 36 / 7602-0

GREUSSENER

MARKT GmbH

ab 04.12.2006



AMTSBLATT - 24 - Nr.22/06

Der zuverlässige Partner für Ihre Augen
Inh. Frank Kunze

99718 Greußen
Töpfermarkt 12

Tel: 0 36 36 / 70 34 11

99713 Ebeleben
Markt 18

Tel: 03 60 20 / 8 00 09

Sonderpreis

für Ihre neue Lesebrille

ab 19,99 €

in Ihrer Sehstärke von 0,00 bis + 4,00 dpd

AKTIONSWOCHEN  vom 01.12.06 bis 28.02.07

Der Preis steht bei 19,99 €

Sehr geehrter Herr Drückler,

Kalender von Greußen
siehe unter www.greussen.de Webshops = Fotos & Co.

Sehr geehrter Herr Drückler,

Bilder von Greußen

und der Umgebung
siehe unter www.greussen.de Webshops = Fotos & Co.

HochzeitHochzeit

Für die zahlreichen Geschenke, Blumen und
Geldzuwendungen anlässlich unserer

möchten wir uns auf diesem Wege bei unseren
Familien, Freunden, Bekannten und Arbeitskollegen
bedanken. Besonderen Dank gilt der Standesbe-
amtin Frau Dießl, den fleißigen Backfrauen sowie
Christine und Dorothea und dem Blumengeschäft
„Gänseblümchen“ in Westerengel.
Desweiteren danken wir dem Team der Gaststätte
„Kleine Wartburg“ Clingen für die hervorragende
Bewirtung unserer Gäste sowie den Sportfrauen
Westgreußen/Greußen.
Ganz besonders gefreut haben wir uns über die
gelungenen Darbietungen der Tanzmariechen des
GKC.

 Thomas und
    Brita Herzog  geb. Fürstenberg

Clingen, im November 2006

Das Fest der

Goldenen Hochzeit
ward uns beschieden,

wir durften es feiern mit unseren Lieben.

Für die zahlreichen Glückwünsche, Geschenke,
Geldzuwendungen und Blumen möchten wir uns
bei unseren Kindern, Schwiegerkindern, Enkel-
kindern und unserem Urenkel, Geschwistern
sowie bei allen Verwandten, Freunden, Nachbarn
und Bekannten recht herzlich bedanken.
Ein ganz besonderes Dankeschön gilt der FFW
Clingen, dem Musik Duo „Jens Koch“ für die
musikalische Umrahmung, dem Partyservice
Meißner Clingen für die gute Bewirtung.

Herbert und Helga Fritsche
Clingen, im November 2006

Für die vielen Glückwünsche und Geschenke

anläßlich meines

70. Geburtstages
möchte ich mich bei allen Verwandten,

Freunden, Nachbarn, meiner Hausärztin, den

Schwestern, der häuslichen Krankenpflege

sowie dem Stadtrat Clingen und all meinen ehe-

maligen Arbeitskolleginnen und -kollegen recht

herzlich bedanken.

Ilse Müller
Clingen, den 09. November 2006

Herzlichen Dank
möchte ich allen sagen, die mich zum

90. Geburtstag
mit Glückwünschen, Geschenken und vielen schönen
Blumen geehrt haben. Besonders bedanke ich
mich bei meinen Kindern, Enkeln,
Verwandten, Nachbarn und Freunden.
Ein Dank an die Sozialstation und an
ıBettis Schlemmerland„ für die gute
Bewirtung.

Elfriede HahnElfriede HahnElfriede HahnElfriede HahnElfriede Hahn
Greußen, im November 2006
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Dienstleistung für private Haushalte

UDO DOPPLEB
Garten- und Landschaftsbauer

Oberanger 3a  •  99718 Clingen

• Jahrespflege von Garten- und Grünanlagen
• Pflasterarbeiten • Terrassenbau • Teichbau
• Bepflanzung • Zaunarbeiten • Bagger- und
Erdarbeiten • Kanal- und Wegebau • Abriss-

und Entrümpelung • Aufräumarbeiten
Tel.: 03636/792263 mobil: 0174/3984304

Home: udodoppleb.de.tl

Tel.: 0 36 36 / 70 37 93
Fax: 0 36 36 / 79 22 89

mobil: 01 77 / 6 26 06 05
mail: fliesenschirmer@web.de

Meister des Fliesen-, Platten- und Mosaiklegehandwerkes

Verlegung und Verkauf von
Fliesen • Platten • Naturstein

Straße des Aufbaus 5
Westgreußen

„Zum Felsenkeller”
GASTHAUS

„Zum Felsenkeller”
GREUSSEN

Erfurter Str. 17   Tel.: 03636/ 703215
99718 Greußen   Fax: 03636/ 792807

Allen Gästen und Freunden eine angenehme
und ruhige Adventszeit.

Wir haben an beiden Weihnachtsfeiertagen geöffnet
und nehmen Ihre Bestellungen gern entgegen.

Inhaber: Familie Gräfe

Bestattungshaus

Joachim Weichert
Oberdorf 6 • 99631 Ottenhausen

Steinweg 12 • 99718 Greußen
Mo, Mi, Fr  9 -13 Uhr   Di, Do  9 -15 Uhr

In der schweren Stunde des Abschieds immer erreichbar!
Tag u. Nacht  03636/ 70 35 31 oder 0172 8601882

Danksagung

Tief bewegt von großer Anteilnahme durch herzlich
geschriebene und gesprochene Worte, stillen Hände-
druck, Teilnahme an der Trauerfeier, Blumen und
Geldzuwendungen beim Abschied von meinem lieben
Mann, Vater, Opa, Uropa, Bruder, Schwager und Onkel

Walter Kraft
* 10.10.1928     † 29.10.2006

bedanken wir uns auf diesem Wege bei allen Verwandten,
Freunden und Bekannten.

Unser Dank gilt der Hausärztin Frau Dr. Jordan und Team,
dem Seniorenheim „Am Waidhof“ Greußen. Herzlich danken
wir Herrn Pfarrer Heckert für seine einfühlsamen Worte in
der Stunde des Abschieds, dem Bestattungsinstitut Hettler,
Blumenhaus Hering für die hilfreiche Unterstützung und wür-
devolle Ausgestaltung der Trauerfeier, dem Rechtsanwalt,
Herrn Jens Kummer sowie dem Team von Walter Meißner für
die Bewirtung der Trauergäste.

In stiller Trauer

Ehefrau Inge
im Namen aller Angehörigen

Clingen, im Oktober 2006

Lothar Hoschke
Bahnhofstraße 27 • Greußen

Tel. 0 36 36 / 70 32 25

Aktion bis

31.12.2006

Waschen, schneiden,
selber trocknen/ föhnen 10,-
bei kurzem Haar,  12,-€ bei längerem Haar

€
Hochsteckfrisuren15,-
auf bereits gewaschenes und
getrocknetes Haar, Haarnadeln,
Haarschmuck wird extra berechnet.
- Mit Voranmeldung.

€

Ihre
Bürgerzeitung

der Verwaltungsgemeinschaft GREUSSEN
AAMMTTSSBBLLAATTTT

 Clingen Niederbösa

Greußen/Grüningen

Topfstedt
WestgreußenTrebra

Wasserthaleben

MODEHAUS
Inh.: H. Lenk

Marktstraße 8 • Weißensee
Tel.: 036374/ 26145   Fax: 036374/ 28090

Lindner

Räumungsverkauf
wegen Geschäftsaufgabe

vom 01.12.- 22.12.2006

Kaufen Sie Ihre

      Weihnachtsgeschenke

              
zu günstigen Preisen!!!

Alle Artikel
reduziert !



Floristik und Lebensmittel

Karsten Hering
Greußen • Markt 32
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Familie Silter - Ruf 79 25 78

Wir haben uns auf Veranstaltungen

- gleich welcher Art - spezialisiert,

zu jeder beliebigen Zeit.

 - auch außerhalb der Öffnungszeiten -

Fragen Sie nach unseren

speziellen Angeboten

zur Weihnachtszeit.

Übrigens konnten wir Dank Ökumene

und Gewerbestammtisch unser

Martini-Gänsefestessen 87x verkaufen.

Danke!

ELEKTRO-BEINEL
Neustadt 2 • 99718 Greußen • Tel. 0 36 36 / 70 34 36

®

An- und Verkauf
Neu! Neben unserem herkömmlichen Angebot bieten

wir Ihnen ab sofort auch  An- und Verkauf
von Kinder- und Erwachsenenbekleidung
und diverse andere Artikel

DAMEN- & HERRENFRISEUR
Bahnhofstraße 38 • Greußen
Tel.: 0 36 36 / 70 32 39

Geburtstags-
Rabatt

Nutzen Sie
Ihren

20% Rabatt
14 Tage vor und
nach Ihrem
Geburtstag!
Auf alle Dienstleistungen
Ihrer Wahl!
(bei Vorlage Ihres Ausweises)

Zins ist geil!
Anleihe 6,85% p.a. 100%,
Rückzahlung bis 5 Jahre
Laufzeit.-  www.Hochzins.com
+ Handy 0174 9776469

Schluß mit kleinen Zinsen!
Anleihe 6,85% p.a. 100%,
Rückzahlung bis 5 Jahre
Laufzeit.-  www.Hochzins.com
+ Handy 0174 9776469

Doppelhaushälfte in Greußen
Wichtige Daten:
Lage: Stadtrand in einem reinen Wohngebiet.

Zum Zentrum ca. 10 min. zu Fuß.
Wohnfl.: 130 qm
Etagen: KG, EG, 1. OG, 2. OG
Heizung: Zentralh. ( Erdgas)
Baujahr: 1976
Zustand: - sehr gut, sofort beziehbar

DB Immobilien • Dietmar Börold
Steinweg,18 • 99718 Greußen • Tel.: 03636/ 705290

Verkaufe Flugenten aus eigener Haltung zum Weihnachtsfest.
Anfragen und Bestellungen unter 0 36 36 / 70 06 73

Verkaufe Einfamilienhaus in Clingen ca. 100 m2 Wohnfl., für
15.000 Euro. (Fenster, Bad, Dach und Heizung Mitte 90er Jahre
installiert)  Tel.: 0 36 36 / 70 54 15 ab 16.00 Uhr

Verkaufe neue Microwelle mit Doppelgrill und Heißluft. 900 W,
26 Liter, weiß für 199,- Euro (NP: 349,- Euro)
Tel.: 03636 / 703229 bis 18 Uhr  03636 / 703277 nach 18 Uhr

Verkaufe Videocamkorder von Panasonic, Gewicht 450 g,
30-fach Zoom + Photo Shot, Ink: USB Kabel + Fernsehkabel,
Aufladegerät + Film um 50% reduziert!!!
Tel.: 0 36 36 / 79 21 00

Verkaufe gut erhaltene Kindersachen für Winter, Größe 80/86,
ungetragene Winterstiefel Gr. 23. Alles preiswert abzugeben!
Tel.: 0 36 36 / 70 15 18

Am 21. November
feierte Herr

Klaus
Gendrisch
seinen
75. Geburtstag.

Wir Greußener
gratulieren Ihnen
besonders herzlich.
Ihr Jubiläum ist uns
deshalb vor allem
Anlass, Ihnen, unserem Ehrenbürger, von Herzen
für all das zu danken, was Sie für die Partner-
schaft unserer Städte geleistet haben und leisten.
Für das neue Lebensjahr wünschen wir Ihnen
anhaltende Schaffenskraft und persönliches
Wohlergehen.

Joachim Steinmetz
Bürgermeister der Stadt Greußen



Bestattungshaus Udo Kriese
Inhaber Thomas Kriese

Erd- und Feuerbestattungen       Tel.: 036374 - 20294
Das etwas andere Bestattungsinstitut. Tag und Nacht für Sie erreichbar. Gerne beraten wir Sie zu Hause oder

in unseren Räumlichkeiten mit großer Ausstellung. Seit 1992 das Bestattungshaus Ihres Vertrauens.
Unser Service u.a.
- Abwicklung aller Formalitäten
- auf Wunsch Finanzierungshilfe durch Hausbank

- Vermittlung von Trauerfloristik
- Bereiststellung von Trägern

- Grabaushub
- Vermittlung von geistlichen und weltlichen Trauerrednern

Anruf genügt! In Weißensee – Tel. 036374-20294, 99631 Weißensee, Kirchstraße 4

Greußen • Markt 40
Inhaber: Frank Knaut

Wieviele kleine Nikolausstiefel sind
in unseren Schaufenstern versteckt?

Gewinnen Sie:
• eine Junghans Funkarmbanduhr im Wert von 299.- €
• eine Junghans Tischuhr mit Schlagwerk im Wert von 149,- €
• eine Casiouhr mit Rechner u. Datenbank im Wert von 99,- €
• und viele weitere Preise

Lösung:     Es sind  …  Stiefel!

Name: ..................................... Vorname: ................................

Str./Nr.: .................................... Ort: ..........................................

Einfach diesen Coupon ausgefüllt bis zum 24.12.2006 in die Box im Geschäft werfen oder auf dem Postweg an uns geschickt. – Alle richtigen Einsendungen
nehmen an der Verlosung teil. – Die Gewinner werden benachrichtigt. – Keine Barauszahlung möglich. – Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Nordhäuser Straße 71 •  Greußen
03636 / 7602-0   Fax 03636/ 76 02 30

Wir freuen uns auf Ihren Besuch!
Ihr Bau + Gartenmarkt Team

Angebote gültig bis 09.12.06
Solange der Vorrat reicht!

Zement

25 kg/Sack 1,99€
Putz- und
Maurermörtel
Betonestrich
Zementmörtel

je 40 kg/Sack

2,30€




